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Die» ,;.moralilch«eAbrültunglx
Zu Polen hat man die Abriistungskonferenz von Anfang an nicht

iibermäszig ernst genommen; man hat- sich daran verlassen, dass die

Konserenz mit-französischer Hilfe zu keinem· praktischen Ergebnis
kommen werde, und man wartet jetzt mit zuoersichtlicher Ruhe darauf,
Idan sie im Zusammenhang mit den Reuwahlen in Deutschland und

Frankreich fiir längere Zeit unterbrochen, wenn nicht gar ganz auf-
gegeben wird. Man ist bereit, einer ,,budgetären« Abriistungs-
methode zuzustinnnen, weil man weib,"dafz Polen dabei mit seinen
billigen Soldaten im Vergleich zu Deutschland,"das ein teueres Berufs-
heer unterhalten musz, gut abschneiden würde. Man hat sich auch fiir
den französischen Vorschlag einer Bölkerbundsarmee als

Bundesgenosse und Sutereffent pflichtmäßig begeistert. Schlieszlich hat
man auch eigene Vorschläge fiir die Abriistung gemacht. Darin ist
allerdings mit keinem Wort von einer Verminderung des Kriegs-
materials, einer Herabsetzung der aktiven Heeresstärke oder auch nur

von einer Beschränkung der Rilstukig:-
accsgaben die Rede. «Man hat vielmehr
ganz richtig erkannt, dasz man einer wlrlch
lichen Abriistung am besten dadurch aus

dem cZJZegegeht, dan man das ganze

Problem, das einem in tiefster Seele zu-
wider ist, von der moralischen Seite »an-

fafzt Schon im September v.J. hatte der

politische Aufzenminister zu Genf von der

Notwendigkeit einer ,,moralischen
Abriistung« gesprochen. Er hat ietzt auf
der Abriistungskonferenz seine dahingehen-
den Vorschläge erneuert.

.

.Zaleski·schlägt vor, die natio-

nale Gesetzgebung aller Staa-
ten solle in der Richtung abgeändert
Ioerdeindafz alle Propaganda, die

die guten Beziehungen und den

Frieden zwischen den Völkern

stören könnte, ferner die Erregung
der öffentlichenMeinung, die Aufforderung
zum Bruch internationaler Verträge, die

Verbreitung falscher oder entstellender Ge-

riichte und aller Urkunden, die die Be-

ziehungen zwischen den Staaten vergif-
teten, durch internationalesAb-
kommen verboten würden. Ferner
schlägt die polnische Regierung vor, un-

verziiglich eine internationale.Presse-
kon f e r e nz einzuberufen, in der sich die

Verleger und Journalissten verpflichten
sollten, fiir den Gedanken der moralischen
Abriistung auf der Grundlage der pol--
nisrhen Vorschläge vom September 1931

einzutreten. Des weiteren soll durch ein
internationales Abkommen eine grundzs
legende

«

Revision des Er-

ziehn ngswesens in allen Ländern
festgesetzt werden, dahingehend, dafz die

Domherr Josef Klinke in Poseu f.
lText sieh Seite 106.)

—

Schulbiicherbezüglichder nationalistischen Propaganda reoidiert würden,
der BölkerbundssUnterricht eingeführt und der Gedanke der internatio-
nalen friedlichen Zusammenarbeit der Votker in den Schulunterricht
aufgenommen werde.« Weiterschlägt die polnische Regierung vor,"
dafz sich alle Regierungen verpflichten sollen, jede gefährliche
Propaganda durch Theater, Kino und Rundfunk
zu verbiete n. Kurzun1: Es soll beschlossen werden, dasz auf der

altenErde in Zukunft holder Friede herrscht und sähe Eintracht
wa tet.

Man weifz nicht recht, ob man diesen politischenVorschlag als eine

Verhähnung der anderen Staaten oder als eitlen Akt unfreiwilliger
Komik auffassen foll. Grotesk wirkt es jedenfalls, dafz ausgerechnet
Polen sich dazu berufen fühlt, solche Vorschläge zu machen, da aus der

Tatsache, dasz es sich zum Befürworter der moralischen Abriistung
aufwirft, hervorzugehen scheint, dah es sich selbst schon fiir ,,moralisch

-

abgeriistet«,also fiir sittlich berechtigt hält,
gegeniiber den mehreren Dutzend anderen
Staaten den moralischen Lehrmeister zu

spielen. Die Polen scheinen noch immer

nicht bemerkt zu haben, dasz sie ihr mo-·-,
ralisches Kapital, das sie in den 150 Jahren
ihrer Staatenlosigkeit mit Hilfe einer

ebenso oerlogenen wie sentimentalen Pro-
paganda im Auslande aufgespeichert hatten,
schon imersten Jahrzehnt ihrer staatlichen
Selbständigkeit nahezu restlos aufgebraucht
haben, nud dafz ihr moralischer Kredit im

Auslande heute nicht mehr dazu ausreicht,
sie als ernsthafte Träger und Borkämpfer
einer ,,moralischen Abriistung« erscheinen
zu lassen; zumal sie offenbar der Auf-
fassung sind, dafz sich die Idee der von

ihnen vorgeschlagenen moralischen Ab-

riistung sehr wohl mit einer tatsächlichen
Vermehrung des Rüstungsstandes verein-
baren läfzt Die Polen tun so, als ob es

kein Brest-L«itowsk und kein Golassowitz
gegeben hätte, als ob ein Westmarkeu-
verein und ein Ausständischenverbandgar
nicht beständen; sie tun so, als ob sich die
Verfolgung der Minderheiten und die

Heize gegen Deutschland verborgen vor

demAuslande hinter verschlossenen Ciiren

abgespielt hätten. Während sie in

Punkt III ihrer in Geuf iiberreichten Vor-
schläge feststellen, --,,dasz—sämtliche Be-

mühungen in der Richtung der Organi-
sierung des internationalen Gemeiiischaftss
lebens vergeblich sein werden, wenn die

Mentalität der Jugend nicht auf den

Frieden als dass-höchste Gut eingestellt
wird«,· und dementsprechend eine allge-
meine iiberpriifung der-Schulbiicher for-
decn, ob sie auch im Geiste der Völker-



WWWMOOWWWOW

versähnung abgefaszt sind, stellen zu gleicher Zeit die Gemeinden und

Kreisoerwaltiingen Polens ihren Etat für das neue Rechnungsjahr auf,
tvobei jede, auch die kleinste Gemeinde, auch wenn sisekaum die Mittel

für die iiotwendigsteti sozialen Aufwendungen aufbringen kann, bestimmte
Beträge für die ittilitärische Ausbildung der Jugend
bereitstelleti muss. Und während sie in Genf in Punkt l ihrer
Vorschläge das internationale Verbot oon Handlungen fordern, »die
zu den guten internationalen Beziehungen im Widerspruch steheti und

für den Weltfrsieden gefährlich sind«,kündigen amtliche Vertreter der

polnischett Zioil- und Militärbehörden bei der Ze-hn-Jai)res-Feier der

Bratnia Pomoc in Datizig den baldigen Einmarssch politischer Cruppen
in die Freie Stadt uitd in Ostpreuszen an. Das scheint abser alles nicht
unter den Begriff der ,,moralischen A-brüstung«,wie sie Zaleski in Gens .

gefordert hat, zu fallen. Dagegen will der polnische Auszenuiinister
natürlich die deutsche Grenzrevisionbewegung als einen

Borstofz gegen feine Forderung aufgefafzt wissen. Das scheint überhaupt
der eigentliche Sinn feines Vorschlages zu seinl D e r d e u t sch e n

Revisionsbewegnng soll ein Riegel oorgeschoben
werden; Polen will unter dem Ramen einer

,,ntoraliscl)en Abrüstung« zu einem Ostlocarno ge-
la n g e n. Aber das Projekt hat in den angelsächsischenLändern,
auf die Zaleski seine gröszte Hoffnung setzte, wohl doch nicht den ge-

wünschtenWiderhall gefunden.

Der Vorschlag bleibt, wie man ihn auch betrachten ntag, eine

theoretische Spielerei-mit der Moral: er bleibt ein

kümmerlicher Versuch, eine Entwicklung der politischen Gedankenwelt

rückgängig zu machen, die sich iiti Laufe der letzten Jahre iit der Welt-

öffentlichkeit mit uttentrintibarer Notwendigkeit durchgesetzt hat: Es

ist jetzt nicht mehr möglich, die Ostgrenzenfrage wieder zum Schweigen
zu bringen; es ist nicht mehr möglich, jetzt noch so zu tun, als ob die

Bersailler Ostgrenzen von Dauer sein könnten. Jni Grunde glaubt
niemand mehr daran, dafz man mit einent Ostlorarno noch den Zün-d-
stoff unschädlichmachen könnte, den die »Friedensstifter« von Ver-

sailles an den deutschen Ostgrenzen aufgehäuft haben. Im Grunde

fiihlt es jeder, dasz es im Kampf utti die Ostgrenzen kein Zurück mehr
gibt, dafz es auf Biegen und Brechen geht uitd dass sich an dieser
uiiglückseligen Grenze, die bald niemand mehr zu befürwortett wagt,
eine Auseinandersetzung vorbereitet, von deren Ausgang die fernere
Entwicklung Europas abhängt.

Ehrlicher -a.ls diese ,,d«iplomatischeti«Leute, die mit dent Projekt
einer »moralischen Abriistung« iii Genf guten Eiitdruck machen
möchten, sind die anderen, die sich nicht scheuen, es offen aus-

zusprechen, dafz es ihnen gar nicht auf die Beibehaltuiig
der gegenwärtigen Grenzen, sondern auf die Er-

abzuschlagem
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oberung weiterer deutscher Gebietsteile an-

kommt, die keinen Hehl daraus machen, dasz sie die Esinverleibiing
Danzigs, die Wegnahme Ostpreussens und schliesslichauch die Erreichiiiig
der Odergrenze als ihr Ziel uttd ihre Aufgabe betrachten. Diese
anderen sind es, die die öffentliche Meinung Polens bestimmen, weil

sie es verstehen, die immer wachen Machtinstinkte und die sorgsam
gepflegte Deutschenfeindschaft des polnischeti Volkes zu nutzen, weil sie
es verstehen, den Sicherheitsgedanken, ooti dettt sich das amtliche Polen
in seiner Politik leiten lässt, ins Mil.itäriscl)-Aggressioeuntzubiegen
und aus der Korridorangelegenheit eine »Ost-
preusjenfrage zu machen. Sie sind zur offensiven Kainpfmethode nber-

gegangen. Ssie lehnen eine Garantie der Versailler Grenzen aus-

drücklich ab und behaupte-n, dass Polen sich erst dann wird sicher
fühlen können, wenn es kein deutsches Oistpreufzen mehr gibt. Dr. K.

H-

Militärische libungen der Danziger Polen.
Wie die ,,Oftpreufzische Zeitung« meldet, wurden am 21. sebruar

Mitglieder des Danziger polttischeti Schützen-
v e r b a n d e s , eine Untergruppe der Groszpolsnischen Schützen-
organisation, nach Gdingen zu einer nächtlichen Ge-

f e ch t s ü b u n g der ,,Verbände der militärisrhen Vorbereitung« be-

ordert. Als Ziel der libung war ein vom Schützenoerband iti a r —-

kierter Aiigriff Daitziger Hitlerleute(l) auf Gdingen
Die Veranstaltung wurde geleitet ooit dem Ehef d e r

Militärabteilung der diplomatischen Vertretung
Polens itt Danzig, Oberst Rosner (!) ön ihrem Kont-

meittar bemerkt die »0stpreuszischeZeitung« mit Recht, dasz hiermit
eisii neuer Beweis dafür erbracht ist, dasz P o l e n sein e M i l i t ä r -

abteilutig bei der amtlichen Vertretung iti Danzig
zur Entfaltung niilitärischer sMafznahmen im

K o r r i d o r in i szb r a u ch t. Der politische Schützeuoerband in

Danzig, so erklärt das genannte Blatt weiter, sei der sportlich ver-

schleierten politischen Organisation ,,0riel« eingegliedert und erhalte
seine Stützung durch ehemalige 0-ffiziere, die als Beamte im Dienst
der polnischen Eisenba.hndir-ektioti, der politischen Post und des pol-
nischen Zollinfpektorats iti Danzig stehen. D i e A us b i l d u n g d e r

polnischen Schützen aus Danzig werde itti Exerzier-
feld und Schiefzdienst iti Gdingen durchgeführt. Die

Angehörigen der polnischen Schützenvierbättde tniifzten einen Unter-

offizsierkursus durchmachen. Das Lehrpersonal werde aus aktiven

Militärpersoneti aus Graudenz gebildet. Vor kurzem sei iit Gdingen
ein Führerkursus beendet worden, wobei die politische-n Schützen sogar
den Soldatetieid leisten inufztetn — Alles deutet asus eine baldige
militärische Aktion gegen die Danziger Selbständigkeit hin.

Gefährdungdes deutschen Privatfchulwefens in Polen.
Seit dem Entstehen des polnischen Staates ist itt Polen keine

öffentlirhe deutsche Schule mehr gegründet worden; dagegen sind zahl-
lose deutsche Lehranstalten aufgelöst worden; und zwar ist dieser Ab-
bau des öffentlichen deutschen Schulwesens in einem Umfange erfolgt,
der sich durch den zahljnmäszigenRückgang des deutschen Be-

oölskerungselementes infolge der Verdrängung keineswegs rechtfertigen
läfzt,was z. B. daraus hervorgeht, dafz im Korridorgebiet nicht weniger
als 66 v. H. der deutschen Kind-er gezwungen sind, in politische Schulen
zu gehen. Angesichts dieser systematischen Zerschiagung ihres öffent-
lichen Schulwesens sieht sich die deutsche-Minderheit itt Polen ge-

zwungen, ihre besondere Aufmerksamkeit dem Ausbau eines privaten
deutschen Schulwesens zuzuwenden. Aber sie hat schon bisher nur in

»sehrbeschränktentUmfange die Möglichkeit, für die geschlossenen
öffentlichen Schulen Ersatz in neuen Prioatschulen zu schaffen. cNun

soll dieses an sich schon stark beschnittene Recht auf Privatschulen durch
die neuen Schulreformgesetze noch weiter eingeschränkt werden.

Die deutsche Minderheit in Polen fordert bekanntlich im Sinne
der Miitderheitenxschsutzbesstimmungendie S ch u l a u t o n o m i e. Schul-
autonomsie bedeutet, dasz die Minderheit als Ganzes Rechts-träger
ihres privaten Schulwesens wird und Prioatschulen auf Grund ihrer
eigenen Bedürfnisse errichten kann. Die-se Grtindforderung berück-

sichtigt das Schulreformgesetz nicht. Vielmehr erkennt dieses Gesetz
lediglich eine einzelne Person als Rechtsträger
einer einzelnen Privatschule an. Durch diese Haupt-
bestimmung des neuen Gesetzes, dasz die Errichtuttg einer Prioatschule
an Personalkonzessionen gebunden ist, wird das deutsche Schulivesen
schon insofern bedroht, als beim Erlöschen einer solchen Kotizessioii
durch Todesfall usw« das Recht der deutschen Minderheit
auf ununterbrochene Schulung der Kinder bis zur
Eiitholung einer neuett Kottzession illusorisch ge-
macht wird. Erschwert wird die Eittholung der Konzession noch da-

durch, dasz nach einem Rundschreiben des Kuratoriutns in Posen an

die Schulinspektoren vom 25. Januar 1927 Anträge auf Prioatschuls
konzessionennur atii I. März eines jeden Jahres für den Beginn eines

Schulsahres(1.September) gestellt werden dürfen, aber iii der Regel
nstcht innerhalb dieser Zeit erteilt werden, so dafz alsdann eine

Unterbrechung des Unterrichts itt eiitetn Attsmasze
von 15 Jahren entsteht· Abgesehen hiervon ist die Reu-

regelung des Privatschulwesens für die nationalen Miiiderheitett tioch
dadurch äuherst bedenklich, daß oou der Einzelpet·son, die Rechts-
Qkagerin einer Privatschule ist, d i e B e s rh e i n i g u n g d e r

Staatsbehörde« verlangt wird.
dasz sie sich sowohl moralisch wie gegenüber
deni Staate einwandfrei verhalten habe. Es

ist also in das Belieben der ,,zuständigen Staats-
b ehör d e« gestellt, über die Einrichtung oder Aichteinrichtung einer

privaten Schule zu entscheiden. Und da naxh der bisherigen polnischen
Praxis derjenige sich gegenüber dem Staat nicht einwandfrei ver-.

hält, der sich zur Minderheit und ihren Rechte-n bekennt, ist klar;
wie diese Bestimmung von der »zuständigen Staatsbehörde« aus-

gelegt wird.-
,

Unter diesen Umständen ist es selbstverständlich,dasz d i e d e n t s ch e

Minderheit gegen dieses Gesetz-Stellung nehmen
und der in Genf anhängigeti Schulbeschwerde
eine neu-e hinzufügen m-usz. -Die politischen Behörden können mit

Hilfe dieses Gesetzes, das jede beliebige Auslegung in minderheiteiis
feindlsichem Sinne z-uläszt,Schulkonzessionen erteilen oder versagt-in
Ja, sie haben es laut Artikel tt des Gesetzentwurfes sogar in der

Hand. die heute bereits stehenden deutschen Pri-
vatschulen erneut daraufhin n.achzuprüfen, ob

sie »die vorgesehenen Bedingungen« erfüllen. Da
eine solche Schule, die den »vorgesehenett Bedingungen« nicht ent-

spricht, zweifellos geschlossen werden wird, so ist der Willkür

Eiir utt d Tor geö ffn et, zumal es sich bei dem Gesetz nur uin ein

Rahmengesetz handelt, dessen Ausführungsbestimmungen durch den

Unterrichtsminister erlassen werden. Es ist nur recht uttd billig, wenn

wir fordern, dafz die preuszische Mitiderheitenschnlpolitik diesem pol-
nischett Vorbilde angepaßt wird. Die politische Minderheit iti Preusäetr

verlangt tagtäglich, dasz ihr dieselbe ,,F-ülle von Rechten« gewährt
wird, die der achl so »freiheitlich gesinnte politische Staat« den

Deutschen drüben eingeräumt hat. Das sollen sie habctil D i e

preufzische Regierung sollte endlich einmal dieser
dringenden Forderung des Polenbundes nachkom-
nien. Die politische Schulreforni bietet einen günstigen Anlasz hierzu.

,,zustätidigen

Die deutsche Minderheit in Polen hat durch ihren Vertreter-, den

deutschen Sejmabgeordnsetett Gr a e b e, dent Völkerbund eine Z n -

satzbeschwerde zu ihrer Schulbeschwerde überreichen
lassen. Die Ztisatzbeschwerde befaszt sich niit der im September v.J.
erfolgten Schlieszitug des deutschen Progytnnasitims
in D i rsch a u, dessen Wiedereröffttung kürzlich vom politisches
Kultusministerium endgültig abgelehnt worden ist.
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Ierlchleppung d r Memelfrage.
Während der Völker-bund als ,,beriifene« Instanz zum Schutz der

nieinelländischenRechte seine Zeit mit der Aufstellung eines juristi-
schen Gutach-keus«verbrachte, ging die Vergewaltigung des Memel-
laudes durch- die Litauer ungestört ihren Gang. Die litauischen Schützen
haben ihren für den 16. Februar in Aussicht genoniiiienen ,,Marsch auf
Memel« vorerst unterlassen; das bedeutet jedoch keineswegs, dafz
Koiviio seine Memelpläne aufgegeben hat. Es ist ini Gegenteil fester
denn je entschlossen, die Riemelautonomie rest-
los zu beseitigen und sich iiber alle Verpflichtungen, von deren

Anerkennung seine Souveräiiitätsrechte im Memellande abhängen,
hinwegzusetzen Kvwno hat aus die Anwendung vffener Gewalt vorerst
wohl nur deshalb verzichtet, weil es hofft, daß die stillschweigende,
schrittweise und unauffälligere Entrechtung und Litauisierung des
Landes in Deutschland nicht denselben entschlossenen Widerstand wach-
rufen werde, wie ein »Marsch auf Memel«, der auf die deutsche
Offentlichkeit wir- ein flammendes Fanal wirken würde. Reuere
Eilet-Jungen besagen aber, daß Litauen unter der Hand doch noch einen
niilitärijchen Putsch im Memellande vorbereitet· Die Ausgabe von

IZivilkleidern an litauisches Militär deutet darauf hin, daß dieser
«.Putsch,ähnlich wie der litauische itberfall auf Meinel im Jahre 1923,
von beurlaubteii aktiven Crupven mit Unter-
stiitzuiig der militärisch organisierten Schützen-
vereinigungen durchgeführt werden soll. Auch die Entsen-
dung eines Panzerzuges von Kowno ins Memel-
gebiet läszt erkennen, daß die Litauer sich durch den Völkerbund
nicht iiiiponieren lassen, weil sie aus Erfahrung wissen, dafz von dieser
Stelle schliminstenfalls eine ,,ernste Mahnung« mit erhobenem Zeige-
fiiiger zu befürchten ist. Jaunius hat in Geiif bereits die A u s l ö s u n g
Eos niemeiländischen Landtags angekündigt, aber die
Frage offen gelassen, ob es noch einmal zu einer Reuivahl kommen

werde. Es ist also damit zu rechnen, dass Litauen auch die zweite
Saule der menielländischeii Selbstverwaltung, den Landtag, durch
einen neuen Rechtsbriich beseitigt.

«

Angesichts der ,,beivährten« Verschleppungstaktik des Völker-.
bundes, die die Schafong vollendeter Tatsachen
durch die Litauer begünstigt, kann die deutsche Regierung
sicher sein. daß sie bei der Anwendung—vonRevressalien gegen Litauen
die deutsche Offentlichkeit in weit« größerem Maße hinter sich hätte,
als wenn sie noch weiterhin den unfruchtbaren Versuch unternimmt, in
Genf zu ihrem Recht zu gelangen. Gegenüber der dort befolgten
Alethode, einen flagranteii Rechtsbruch durch ein Kompromiß »aus
der Welt zu scl)afsen«,ist es notwendig, mit allem Rachdrnck festzu-
stellen, daß ein huiidertprozentiges Unrecht nicht durch eine fünfzig-
vrvzentige Sühne wie-der gutgemacht werden kann. Eine solche Methode
lauft nur darauf hinaus, daß ein Teil des Unrechts gutgeheißen wird,
daß derjenige, der die Verträge gebrochen hat, noch eine Belohnung
fiir seinen Rechtsbruch erhält; Damit kann das längst erschütterte
sBertrauen zum Völkerbiinde nicht wiederhergestellt werden. »Wir
wissen«, so wurde im Jahre 1923 den Memelländern von Ententeseite
erklärt, »wir wissen, daß die Memelländer zu Deutschland zurück
wollen; aber wir werden das mit allen Mitteln zu verhindern wissen.«
stenn das auch heute noch die Auffassung der in Genf maßgebenden
Ententekreiseist. wenn der Völkerbund einen der wesentlichsten Grund-
ssaize, aiif denen er moralisch aufgebaut ist, den Grundsatz des natio-
nalen.Selbsxbestimm.ungsrechts., mit dieser zunischen Offenheit unter-

drückt, ist dort bestenfalls die Wiederherstellung eines Zustandes zu
erreichen, der eine Wiederholung und Fortsetzung der litauischen Ge-
waltmasznahmen begünstigt.

Der Bericht, den das vom Völkerbundsrat eingesetzte Juristen -

«komitee am 20. Februar vorgelegt· hat, hat allen Befürchtungen
recht gegeben, die von vornherein gegen den guten Willen und die
Fähigkeit des Välkerbundes, hier zu helfen, ausgesprochen wurden.
Lksenn der Bericht feststellt, daß die anorinale Lage im Memelgebiet
,,schleunige Maßnahmen erfordert, urn eine Verschärfung zu ver-

nieiden«, und daß »die Notwendigkeit besteht, ein
Direktvrium einzusetzen, das sich des Vertrauens
d es Landtages erfr eut«, so sind das so dürftige Feststellungen
sund Forderungen, daß sie geradezu als eine He ra u sfo rd er ung
des deutschen Volkes aufgefaßt werden müssen. Denn mit
keinem VZorte wird der doch offensichtliche Rechtsbruch Litauens er-

wähnt und verurteilt. Mit keinem Wort ist davon die Rede, daß der
litauische Gouverneur des Memellandes, Merkgs, zurücktreten soll,
daß der vor dem Putsch vom 6. Februar bestehende Zustand wieder-
hergesteilt, Böttcher und sein Landesdirektorium wieder in ihre cLimter

eingesetzt werden sollen. Ganz im Gegenteil hat sich das Juristen-
komitee alle Mühe gegeben, die ganze MemelsAngelegenheit trotz ihrer
von Deutschland mehrfach betonten Dringlichkeit zu verschleppenz es

hat den Sigiiatarmächten des Memelstatuts empfohlen, die Frage,
ob Landespräsident Vöttcher von den Litauern

wirklich zu Unrecht abgesetzt worden sei, vom

HaagerGerichtshof prüfen zu lassenl Vis diesesHaager
Gutachteu ergeht,- werden Wochen, vielleichtMonate vergehen«so daß
den Litauern reichlich Zeit zur Fortsetzung ihrer autononiie- und
deutschfeindlichen Politik im Meiiiellande bleibt. Die deutscheRegie-
rung hat die diplomatischen Vertretungen iii Rom, Paris, Londonund
Cokio beauftragt, bei den dortigen Regierungeii in dem Sinne vor-

stellig zu werden, dafz diese als Signatarniächte des Memelstatuts so

, . . - . « . - . - . - - - . « - « « - . . « . . - . . . . . . . . . . « . . . - . . « . . . . . . . - . -- .-----s--ssys--s------.--ss-s s- s--- -- - ----- - sc---cc«c«s-c«c:4«c«'«c«c:c v-

bald wie möglich eine Entscheidung des Haager Gerichtshofes herbei-
fuhren und die Rechtswidrigkeit der Absetzung des Memellandpräsi-
deuten Bottcher anklagen. Wenn sich die deutsche Regierung bei der
Behandlung der Memelfrage auf das Memelstatut stützt, scheint ihr
z. J» in der Tat keine andere Möglichkeit der Einwirkung zu bleiben.
Es ist aber die Frage, ob der Art.17 des Memelstatuts die einzige
und die wirksamsteHandhabe ist. Es handelt sich bei dem litauischen
Vorgehen ja nicht blosz um eine Verletzung des Memelstatuts, das
nach der Meinung des litauischen Auszenministers der deutschen Re-
gierung keine Handhabe gibt, diese Sache vor den Rat des Völker-
bundes zu bringen, sondern es handelt sich hier auch darum, dafz die
Kownoer Regierung Maßnahmen getroffen hat, die das nationale
Empfinden ganz Deutschlands verletzen und somit zu einer gefährlichen
Zuspitzung des deutsch-litauischen Verhältnisses führen. In Art. 11

Abs. 2 der Völkerbundssatzung wird aber ausdrücklich
festgestellt, »daß jedes Bundesmitgliesd das Recht hat, in freund-
schaftlicher Weise die Aufmerksamkeit der Bundesversammlung oder
des Rates auf jeden Umstand zu lenken, der von Ein-

flufz auf die internationalen Beziehungen sein
kann und daher den Frieden oder das gute Ein-
vernehmen zwischen den Rationen, von denen der Friede
abhängt, zu stö r en dro ht«. Dieser Fall ist hier gegeben-.Deutsch-
land hat also die Möglichkeit, von dieser Plattform aus die Memel-
frage vor den Rat, eveiituell vor die Vollversammlung des Volker-
bundes zu bringen und hier die Volksabstimmung für das Memelland,
also die einzige Lösung der Memelfrage, zu fordern, die die Gewahr
dafür gibt, dasz die Rechte der Bevölkerung im vollen Umfange ge-

wahrt werden.

Der Völkerbund hat die Memelangelegenheitlediglich als eine

juristische, nicht aber, wie es notwendig ist, wenn »man ihr gerecht
werden will, als eine politische Frage behandelt. Hatte er den Willen

gehabt. sie politisch zu behandeln, dann hätte er an dent Beschluss-
den der Memelländische Landtag am «17. Februar
mit 23 gegen 4 Stimmen gefaßt hatte, nicht achtlos vor-·
übergehen können. Der Landtag hat mit den Stimmen aller Parteien
gegen die Stimmen der vier groß-litauisschenAbgeordneten, also mit

Secl)ssiebentel-Mehrheit, einen Antrag angenommen, in dein er ,,nach-
drücklichen und feierlichen Protest gegen die seit dem 6. Februar vor-

gekommenen Eingrisfe des Gouveriieurs in die autononien Rechterdes
Memelgebietes« erhebt. Es heißt in dein Antrag schließlich:»Der
Landtag des Memelgebietes fordert die sofortige
Aufhebung aller Gewaltinafznahmen undu die
Wiederherstellung verfassiingsmasziger»Zusta»nde.
Präsident Böttcher hat inzwischen selbst seinen Rucktritt erklart, so
daß —- usnbeischadet des vom Haager Gerichtshof zu erstattenden Gut-

achtens über seine gewaltsame Amtsentsetzung durch den Gouverneur
Merkgs — der Weg zu seiner Wieder-wohl durch den Landtag frei-
gegeben ist.

"

Der Beschluß des Menielländischen Landtages bedeutet nichts
anderes, als daß die erdrückende Mehrheit der Be-

völkerung jede engere Verbindung des Memel-
landes mit Großlitauen ablehnt, das bei anderer

Gelegenheit der Sprecher der Großlitauer im Landtag. Rechtsanwalt
V o rch e rt, selbst als ein ,,asiatis-chesLand« gekennzeichnet hat· Wer

das Memelland kennt,-rveiß, daß hinter diesem Beschluß dessensehn-
lichter-Wunsch steht, ius Deutsche Reich zurückzukehren.Litaueii. hat
hier keine völkischenRechte geltend zu machen. Seine wirtschaftlichen
Interessen sind durch eine vertraglsiche Regelung seiner Eranssitrechte zu

befriedigen. Es braucht nicht zu befürchten,daß ihm der Hafen von
Memel, wenn er wieder zum Deutschen Reiche gehort, verschlossensei-n
wird und daß ihm dort irgendwelche Schwierigkeitenbereitetwerden.
Es ist der Wunsch Memels selbst, mit seinem litauischenHinterland
in geordnet-en Wirtschaftsbeziehungen zu leben; aber es»ist«nicht sein
Wunsch, diese Beziehungen mit der Preisgabe seiner volkischen Selb-

ständigkeit zu erkaufen.
q-

0ftbund-Kundgebung zur Memelfrage.
Von den zahlreichen Kundgebungen örtlicher Ostdundorgaiusationeii

zur Memelfrage, geben wir nachstehend die des Landesoerbandes West-
preufzen wieder: »Der Landesverband Westpreuszen des- Deutschen

Ostdundes gibt in seiner heutigen Jahresversaminlung»(l).Februar)
einstimmig mit großer Entrüstnng seinem Abscheu daruber Ausdruck-,
daß Litauen unter Bruch des Memel-Statuts es wagt, kerndeutsches
Land und wehrlose deutsche Volksgenossen zu vergewaltigenund damit

jedem Recht und jeder Gerechtigkeit hohnlachelndnins Gesichtzu

schlagen. Lin dem ostdeutschen Grenzlaiidist die Emporung uber den

litauisrhen Geivaltakt auf das höchstegestiegen, und es wird mit·aller

Bestimmtheit von der deutschen Reichsregierusngerwartet, dafzsie alle

ihr zur Verfügung stehend-en Machtmittel in Anwendung bringt, um

deutsches Land, deutsche Kultur zu wahren und den deutschen Stammes-
genossen Recht und Schutz zu gewähren. Wir sorecheirerneut mit

allem Rachdruck die Erwartung aus, dasz sich die Reichsregierung
ihrer Aufgabe und Verantwortung gegenüberdergroßen Gefahr be-

wußt ist, von welcher der deutsche Osten nnt der Herausforderung
durch Litauen bedroht wird. — Der Vorstand des Laiidesverbandes

Westpreufzen des Deutschen Ostbundes.«
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Wirtichattsruin infolge der Deutschenverdrängung.
Die Wirtschaftsorgaiiisationeit der westpolitischeit

W o s e iv o d s ch a f t e it habeit eine Denkschrift über die Rotlage der

Westproviitzen ausgearbeitet und eiit Programm der dringlichsten Hilfs-
inasziiahmeit wirtschaftlicher, fiitaitzieller und verwaltungsrechtlicher Art

aufgestellt· Ein besonderer Rachdruck soll dieseiit Rotruf dadurch ver-

liehen werden, dasz die Denkschrift demnächstunmittelbar dein Staats-

präsidenten Moscicki vorgelegt werden wird. Das führende
Warschauer Wirtschaftsblatt ,,Gazeta Handlowa«
schreibt hierzu, Posen uitd Pomnierellen seien die-

jenigen Gebiete, die durch die Verschntelzung mit
den anderen Landesteilen Polens ani meisten ge-
litten hab en und infolgedessen auch die Auswirkungeii der Wirt-

schaftskrise am einpfindlichsten zu spüren bekommen. In den Vorder-

grund stellt das Blatt die Folgen der Polonisierung des

VZ i r t s ch a f t s l e b e n s iit den Westprovinzen. Der iibergang wirt-

schaftlicher Unternehmungen aus deutschen in politische Hände habe sich
in einem sehr schnell-en Tempo vollzogen. Rachteilig habe sich indessen
ausgewirkt, dafz dies ohne genügende finanzielle Mittel geschah. Es

sei verhältnismäszig leicht gewesen, die in fremden,
d.h. deutschen Händen befindlichen Betriebe zu er-

werben, dagegen sei deren Weiterführuitg ohne
ausreichende Betriebskapitalien, geschweige denn

Reservekapitalien, die gänzlich gefehlt hätten, so f o r t a u f g r o sze

Schwierigkeiten gestoszeii. Heute iii der Zeit der un-

günstigen Konjunktur erwiesen sich, diese Vorgänge als in ihren
Z o l g e n v e r h äit g it·i s v o l l-. Voit neuem Kapitalzuflufz könne

gegenwärtig keine Rede sein, wobei besonders die Lage des Handels
schwierig sei. Die Bänken wäreninicht in der Lage; der westpolnischeu
Wirtschaft die notwendige Hilfe zu bringen, da die Kreditpolitik der

Rotenbank sowie der staatlichen Bsanken den besonderen Bedürfnissen
der Westproviitzeit keine Rechnung trage. Zum Schlufz iveist das Blatt
daraufhin, dasz Poseit uitd Poinnterellen zu den steuer-
lich meistbelasteteit Gebieten Polens gehören. Vvit
der Wojewodschaft Posen allein würden 10,4 v.H. der gesamten Ein-

gänge an direkten Steuern aufgebracht. Die polnische sinaitzpolitik
dürfe die Westproviiizen setzt nicht mehr, wie bisher, ausschließlichals

finanziell aktive Landesteile betrachten
.Das führende politische Wirtschaftsblatt bestätigt also, dasz die Ber-

dräitguitg des deutschen Bevölkeruitgseslements aus Poseit und West-,-
preuszeit schwere wirtschaftliche Schäden für diese Gebiete herauf-—

beschworen hat, und gibt auch zu erkennen, dasz die Losreiszung
-.vom Deutschen Reiche
koppelung mit dem wirtschaftlich und sozial weit

uitd die-geivaltsaine Ver-—

tiefer stehenden übrig-en Polen diese Gebiete in
eine wirtschaftlich unhaltbare Lage gebracht hat.
Aus dieser Rot gibtes nur einen Ausweg: Rückkehr zum
De utsch e n R e ich, aus dein die personellen und materiellen Kräfte
stammen, die in diesen Gebieten den"Wohlstaitd begründet haben, den

der Pole heute nicht zu fördern uitd zu heben, sondern nur auszubeuteii
und zu ittifzbrauchen versteht. Trotz dieser trüben Erfahrungen, die
sich ein eritstes politisches Blatt, wie es. die ,.Gazeta Handloiva«
immerhin ist, nicht scheut einzugesteheu, sind die polnischen Ehau-vinisten-
kreise vom Schlage des staatlich protegierten Westntarkeuvereins und

Aufständischenverbandesgerade setzt, wo die Rot am höchsten steigt,
wieder dabei, Sturm gegen die Deutschen in den Westgebieteii zu

laufen — weil ihrer Ansicht nach diese Deutschen und nicht ihre eigene
verblendete Politik am wirtschaftlichen UnglückPolens die Schuld trageit
sollen! (Hat

«

doch eine Abordnung des W est nt a r k e n v e r e i it s

allen Ministerieit und Behörden eine umfaiigreiche Denskschrift über-
reicht, in der vorgesschlagen wird, dasz in Posen, Pommserellen und

Oberschlesien sämtliche Deutschen aus ihren Stellungen
entlassen und Polen eingestellt werdenl Solange es

noch einen polnisrl)eii Arbeitslosen gebe, dürfe kein einziger Deutscher
Säintlichesirmeusollen durch Gesetz gezwungen

werden, ait Stelle der Deutschen Polen einzustellen-)
«

"

Im einzelnen wird iisber den Wirtschaftsitiedergang Posens und

Poinnterellens iu der ,,Gazeta -Handlowa« u.a. folgendes gesagt: In-

folge der geringen Zahlungsfähigkeit der Landwirtschaft gehen die

Verluste der Landmaschinenindustrie und des Lan-d-
iit as ch-iit eii handels in «die-Dutzeitde»von Millionen Zl.otg. Es

gebe eine Reihe grosser sirmeiu die im Jahre -1930 bis- zu2 Millionen

---Auheiistäitde-infolgeder-Zaihlsiiitgsunfähigkeitder Landwirtschaft .ab-—-
schreiben itt—usszten.-Ein.charakteristisches Zeiicheitdes Rückgangessder
Intensität-der laiidwirtschaftlichen Betriebsführung..-in-..Po.mnterelleit,
und Possen sei ferner d as vollk o m.m en e Acu fhä ren eine r -

a ch—f.r-a·g-—e--f-ü—-r—Da m p f psf lüge; Der.kLandmaschinenhandel.be- —-

.finde-« sich .iit-- v-ö»l--l-i—g-e-r.·,L-ia.u-i-"d.a-tioit-.. .. .Das» gleiche -.ge-lte
»für -· die .M ii l·l ereiinas chi it.en-i.itdust-»ri e,-. --die -. unter-. » der.

Auch bei-. der-H o.lzi.ndu—-strie..«ioirkesich die Herstellung eines eins-.

heitlichen Wirtschaftsgebietes zwischen den ehemals:deutschen-..Gebieteit.t
. »und-deinübrig-en--Po-l-en irr-starkem «-Mafie.aus.- -Da.. die . .Mehrzahl-

der-Zorne -,-Westpole-ns.-Staatsforste. -seiei"t,-sei.:die. westpolnische Holz- .

industrie .2vo-it,—dershäufig.ungesundeit Preispolitik .-der--sta-at.l-ichenkForst-
...ve-«ri«oaltung--voll-kommen abhängig — tön Zeiten der guten Konjunktur .

wurden die Holzpreise -so--hoch-—festge·setzt,dasz eine Ausnutzung der

günstigen Koiisunkturlage für die Poittiuereller uttd Posener Holz-
industrie unmöglich war. Es wurde eine Preissteigerung von etwa
150 v.H. im Vergleich zu den Borkriegspreiseit durchgeführt, auf der

anderen Seite aber wurde das ostpoliiische Holz zu unguitsten der

Pontiiiereller und Posener Holzindustrie bevorzugt Wähwlld das
billige Holz Ostpolens zu niedrigen Preisen über Köitigsberg aus-

geführt tvurde, iourden keine Masznahitten dafür getroffen, dieses
billige Rohmaterial zur Berarbeituitg nach Poseii und Pomitierellen
zu lensken.) Ähnlich wie bei der Hölzindustrie liegen die Dinge bei der

k e r a mische n ö n d nsst r i e. Die Erzeugung von Draiiiröhren
habe infolge des Stillstaitdes der landwirtschaftlichen
M e l i o r a t i o it e ii vollkommen aufgehört. Die Zi e g e l e i e n«

VJestpreuszens uitd Posens, die eine Erzeugungskapazität von einer
Milliarde Stück Siegel jährlich besitzen, seien itur zu geringen Bruch-
teilen ihrer Produktionskapazität ausgeitutzt, da die Bautätigs
keit vollkommen stilliegt und die Becsenduitg von Bau-

material auf der Eisenbahn mit alleiniger Ausnahme von Gdsingeiriitss
folge der Höhe der Eisenbahntarife unmöglich sei. Aus-eis-
dem kommt der Verbrauch von Pommereller uitd Posener Ziegeln in

Kongresz- uitd Ostpolen deshalb itur iit geringem Masse in Fragt-,
iveisl in diesen Gebieten die in grösserein Eyp anders normalisierten
russischen Ziege-l Verwendung finden. So müsse festgestellt werden, das-
sich der Prozefz der Vereinigung dieser Eeilgebiete
mit dein polnischeit Gesamtstaat uiigünstig auf die

industrielle Erzeugung Westpoleits ausgeivirkt
hab e. Daitit schliefzt die »Gazeta«unvermittelt und offenbar nur, ititt

sich gegen den Vorivurf der Grenzrevisionssfrenndiichkeit zu sichern, mit

folgenden Worten, die nach dem vorher Gesagten merkwürdig tin-—-
logisch klingen: ,,Dvch ist schliesslichauch für Westpoleii die Vereinigung
mit dent Gesamtstaat günstig gewesen (?), weil itur auf diesem Wege
eine Ema-nzipatioit vvit—det· deutschen Wirtschaftsübermacht möglich
war«. (?) Es fragt sich nur, ob die Westgebisete selbst irgendwelchen
Wert darauf legen, von der deutschen Wirtschaftsüberinacht ,,befreit«
zu werden-. Sie werden sicherlich sehr gern wieder an ihr teilnehmen

nnd auf die Zugehörigskeit zur politischen Volkswirtschaft, die ihr nur

Schäden zugefügt und Opfer zumutet, verzichten.

Vor dem Abbruch der deutsch-politischenWirtschafts-
-

s —« beziehungeit?
Die am LJaituar iii Kraft getretenen politischen Eiiifiihrverbisle

umfassen 70 Hauptpositioiten mit iitsgesantt 200 J.litterpositioneii. Be-

sonders ssta r k b et r offen von diesen, Einfuhrverboteii ist d e r

d.e uts ch e. ömpv rt n a ch P o le it, und zwar vor alleiit in folsk
genden Warenkategorien: Ehomasschlacke, Därnte und Rohhäiite,
Handwerkszeuge, Maschinen und Apparate verschiedener Art, Elek-

tromaterial, Glühlaittpen,önstallationsntaterialien, Radiosgerät, Papier
und Pappe usivg Die Erlaubnis fiir die Eittfuhr kann der

polnischr Minister fiir Handel und Industrie erteilen, wobei die Ein-

fuhrgenehmiguitg guartalsiveise vornehmlich nur politischen Handels-
firmeit der ersten Klasse erteilt wird. .Seinerzeit war politischerseits.
die Zusicherung gegeben worden, dass man bei der Vergebung dieser
Kontiitgente die Einfuhr aus Deutschland einstweilen nicht dislct-iiiii-
niereii würde. Doch berichtete das gut inforittierte ,,Pv-senei· Tage-
blatt«, dasz sich die Kaufleute, die aus Deutschland iniporkiereiu sehr
über die Richtbefriediguitg und·Abweisuiig ihrer Kontingentfordes
rungeii zu beklagen haben. Einer ganzen Reihe von Ageitteit nnd

Vertretern groszer deutscher sirmen sind Einfuhrkontiitgente glatt
abgeschlageii"ivordeit. Rath Feststellungen des ,,Posener Ea.geblatt"s"
ist nicht ein einziger sall be-kanittgeivordeit,«in dem seit .

Jahresbegiuit für ein größeres, jetzt einfuhr-
verbotenes Objekt aus Deutschland ein Einfuhr-
k o n t i it g e n t g e iv ä h rst w u r d. e. Damit nicht genug: Reuere

Mel-düngen aus Warschau besagen sogar, dasz man sich in dortigen
Regieruiigskreisen mit der Absicht trägt, die· d eutsrh e E i it f u. h r

durch weitere Zollerhöhuitgen und Eiiifuhrverbote
noch weiter Izu drosselit uitd gegebeitenfalls die

Einfuhr aus Deutschland vollständig zu sperren.
Das ..wü.rde den-v o-! l k o m in e n e ii A b-b r U ch de r d e u t-s rh -

p o l iii s cl) e n Wirtschafts b ez i e h n ng e u bedeuten, da Deutsch-—-
land dies-e politisches-Maßnahmenotgedrungen mit eiitem g e it e r e l l e u

Ei n f-uh r v e r bv t —f-ür p o l n is ch e -·W are n beantworten ntiisztel
Da fich -die politische Regierung offenbar «ati die -·Ziisicheruitg,-

Ediesie Deutschl-and beim Ciikrafttreteii der «E-iiifuhr-verbo-tehin-sichtlich
einer entgegenkomittendeii Handhabung der «Kontiitgentsgeivährung-

gegeben "hat,—:nicht«-gebunden--fühlt-,liegt auch für diedeutsche Regie-«
rung kein Anlasz mehr vor-, mit’ entsprechenden Gegenmasznahnten

gegen die politischen Haitdelsschikaneii zurückzuhalten-Deutschland hat

.ivohl»im«-Handelmit-Polen, wenn die politischen Einfuhrverbvte weiter

»so rucksichtslos gehaitdhath werdens nicht mehr allzu viel ·zu verlieren.

»Da-gegensteht Deutschlandsiit derspolnischeitAusfuhr hinter England
immer noch ait zweiter-Stelle .-,Deutsch"laud befindet-sich also, wenn

Polen---ein"e.-neu.e Verschärfung-des Haiidelskrieges —herau-fbes-chioört,
ineinerverhältnismäßig--günstigeren Lage "als"- Poleit.- -Die- deutsche
Reichsregieruug hat-es also wohl»«inder Haud, die- Polen zur-Ver-
nunft.-zu.-.liririgeit.·

«

Die neuen Zollniafzitahnrenk «·d·er"-Reirb«e»iekllvg —

scheinen geeignet; in diesem Sinne zu ioirken.«
’ "

«

· «
"
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Glipreußens Wirtichaftsverkehr mit Polen.
Da die polnische Aussenhandelsstatistik Ostpreuszen nicht besonders

berücksichtigt,so ist man zur Feststellung des Handelsverkehrs zwischen
Polen und Ostpreufzen auf die polnische Güterbewegungsstatistik an-

gewiesen, die zunächst nur den Eisenbahngiiterverkehr umfafzt Der

Verkehr auf den-Vinnenwasserstrahen zwischen Ostpreufzen und dem

polnischen Wirtschaftsgebiet ist gering; im wesentlichen beschränkt er

sich auf djen Haffverkehr nach Danzig. Die Güterbewegungsstatistik
zeigt doch mit- einiger Vollständigkeit den Warenaustausch zwischen
Ostpreuszen und dem polnischen Wirtschaftsgebiet auszer Danzig. Es

folgt aus der Art dieser Erh-ebung,»dafz hier keine we-rtmäl""igen
Handelsziffesrm sondern nur mengenmäszigeFörderungsziffern gegeben
werden können. Immer-hin ist die Aufstellung, die polnischerseits jetzt
für das Jahr 1930 bekanntgegebcn wird und die sich auf die gewöhn-
lichen srarhtsendungen ohne Eilfrachten erstreckt, bemerkenswert
genug.

,

önsgesamt wurden im Jahre 1930 nach Qstpreufzen aus

Polen 437504 Tonnen Waren eingeführt, da-

gegen nur 9599 Tonnen aus Ostpreuszen nach Polen
ausgeführt Dieses Mifzverhältnis im Handelsaustausch". ist
selbstverständlich-eine unmittelbare Folge des deutsch-polnische»nZoll-
.krieges, wobei immerhin die Feststellung von Wert ist, dasz sich
Polen tatsächlich vollkoinmenpen allen ostpreuszi-
schen Waren abschliefzh während deutscherseits trotz des

Zollkrieges ganz erhebliche polnische Warenmengen nach Ostpreufzen
hereingelassen werden. Vsie grofz der Rückgang der ostpreufzisrhen
Ausfuhr nach Polen im Vergleich zu der Zeit vor dem Kriege ist,
geht daraus hervor, dasz- im Jahre 1913 Ostpreufzen auf. dem

Eisenbahnwege in das Gebiet des heutigen polnischen Staates über
400 000 Connen-au«sfül)rte, während heute kaum 10000",Connesn
aus Ostpreuhen dorthin befördert werden. Dagegen ist die Aufnahme
.po—lnis-scherErzeugnisse in Ostpreufzen im Vergleich zu der Zeit vor

dem Kriege trotz des Zollkrieges sogar gestiegen, denn während Ost-
preuszen 1913 aus Westpreufzem ’Posen und Kongrefzpolen rund
420 000 Tonnen auf dem Bahsnwege erhielt, ist diese Menge 1930 trotz
ides Zollkrieges auf 437 000 Eo. -angestiegen.

«

. Eine Zergliederung dieser Mengen des ostpre-uszisch-.polnischen
Handels zeigt, dasz die Einfuhr Ostpreufzens »aus Polen im wesentlichen
auf drei Gütern beruht: Holz, Kohle und Kleie. Von den

437 000 Tonnen ostpreuszischer Einfuhr aus Polen waren nicht weniger
als 360 000 Tonnen (82 v.H.) Holz- und Holzwareit,
die im wesentlichen über Prostken zur Weiterverarbeitung an die
Känigsberger Zellstoff- und Holzbearbeitungsinidustrie gingen und vor-

wiegend aus dem ostpolnischen Gebiet (Wilna) stammten. An Kohle
wurden 22 200 Tonnen vorwiegend über Dt.-—Eulau aus Ost-
oberschlesien eingeführt. Die K l e i e - E i n f u h r erreichte die Höhe
von 20 100 Tonnen. Geringer ist die polnische Einfuhr anderer
landwirtschaftlicher Erzeugnisse: H a f e r 5652, H ü l s e n f r ü ch t e

8102, ö l k u ch e n 332, R ü b e n s ch n i tz e l 437 Tonnen. Mengen-
mäsng nicht sehr bedeutend, aber bei ihrem hohen Wert ins Gewicht
fallen-d ist die polnische Einfushr von E r d ö le r z e u g n i ss e n nach
Ostpreuszen. Es wurden nach Ostpreufzen aus Polen eingeführt
242 Tonnen Rohäl, 490 Tonnen Venzin und Gasöl, 495 Tonnen
Petroleum und 382 Csonnen Mineraläle. Zu erwähnen ist noch die
recht bedeutende Kochsalzeinfuhr mit 4230 Tonnen, die Ein-
fuhr von R o h h ä u t e n mit 1125 Tonnen, die Eisnfuhr von K r e i d e

msit 455 Tonnen, Kacheln 881 Tonnen, Eisen und Eisen-
waren 575 Tonnen, Dachpappe357 Tonnen und Cextilien
657 Tonnen. Die Mengen der industriellen Einfushr Polens nach
Ostpreuszen sind, wie die Aufstellung zeigt, also nicht grosz.

Ostpreufzens Ausfuhr nach Polen betrug in dem
gleichen Jahr-e (1930) auf dem Eiisenbahnwege nicht ganz 10000 Tonne-n.
Von dies-er Menge entfallen 2365 Tonnen auf Hä ute, 1474 Eonneu
auf L u m p e n , 1130 Tonnen auf Ge r b st o f f e , 260 Tonnen auf
Eisen und Eisenwaren, 379 Tonnen auf Erde und Kies,
80 Tonnen auf Pflanzenöle, 100 Tonnen auf Rüben-

schnitzsel Dazu kommen noch 3499 Stück Schweine, die Ost-
preuszen nach Polen ausführte. «

Alles sin alle-m ist die ostpreuszische
Ausfuhr nach Pole-n nicht nur mengenmäfzigsehr unbedeutend, sondern
auch wertmäszig ganz außerordentlich niedrigwertig. Vergleicht man

damit den früher so aufzerordentlich rege-n Güterverkehr zwischen Ost-
preuszen und Wsestpreuszen-Posen, aber auch- mit Kongrefzpolen, dessen
Umfang anfangs angedeutet wurde, so geht daraus hervor, in wie

starkem Maße einmal die Korridorgrenzziehung an

sich, zum anderen die ostpreufzenfeindliche Wirt-

schaftspolitik Polens den Handel Ostpreufzens nach
Polenlahmgelegt hat. Dr.P.H.

Von Strasburgerzu Papee.
Wie schon gemeldet,- ist der bisherige diplomatische Vertreter

sPolens in Danzi.g, Minister Dr. Strasburger, von seinem
Postenzurückgetretew Danzig sieht ihn ohneBedauern scheiden. Es

shat in der Zeit feiner Amtstätigkeit wenig- Freude an Polen erlebt.
Es ift acht Jahre lang das Objekt für —den politisch-en Vetsätigungs-
szdrang Strasburgers gewesen. Als dieser im Jahre 1924 seinen Vor-

gänger, Plucinski, im Amt abläfte, hofften gewisse Kreise der

Freien Stadt, er würde als ein Flaum-der an deutschen Hoch-
sch ulen studiert hat und sich durch umfassende -Wirtsrhaftskennt-
nisse auszeichnet, die Wichtigkeit eines Ausgleichsz der Interessen
zwischen Danzig und Polen erkennen Und fördern helfen. Stras-
«bnrger hat diese Gutgläubigen sehr bald enttäuscht. Er hat den

Danzigern die Devise: »Mehr Wirtschaft, weniger Politikl« gegeben,
um um so besser das Gegenteil hiervon tun, d.h. unter -Miszbrauch
der wirtschaftlichen Abhängigkeit Danzigs vom politischen Hinterlaud
mehr sPolitiktreiben zu können. In seiner Amtszeit entfalteten sich
in voller Schärfe die Streitfragen der Eisenbahnvserwaltung, des
Arbeitsmarktes, der Konflikt um die Anerkennung polnischer Zeug-
nisse und Diplvme in Danzig und vor allen Dingen der immer ziel-
bewufzter betonte Ausbau des Gdingener Hafens, der Druck der gegen
die Freie Stadt gerichteten VZirtschaftsmafznahmem nämlich der Syn-
dikats- und Exportprämienpolitik, und die Frage des Port- d’attac.he.

Sein Werk sind ferner die Landnngsmanäver politischer Kriegsschiffe,
die Entfendung polnischer Marinepatrouillen in "die" Strafzen

»

von

Danzig, der Klageantrag Polens auf- Ersatz von 45 Mill, Zloty an-

geblicher Schadensanspriiche und zuletzt die polnische Minderheitsklage
auf Grund des Artikels ZZ des Pariser Abkomniens,"wozu noch die

schroffenKonflikte des vergangenen Jahres im Zusammenhang mit
dem Fall Gengerski »und der Affäre Jerzgk hinzukommeng l·

—

Ein endgültiger Erfolg blieb jedoch der Politik Dr. Strasbursgers
versagt. Seine Politik hat in den jüngsten Entscheidungen "de"s

Haager Gerichtshofes," in denen Polen« mit seinen Klagen in bezug
auf die polnische,Minderheit in- Danzig und aufs-die Frage des-An-

legerechtes für Pvlnische Kriegsschiffe im Hafen der Freien Stadt

abgewiesen wurde, empfindliche Schlappen erlitten. Bei-der politischen
Regierung und vor der politischen Offentlikhkeit war feine Stellung
damit unhaltbar geworden.

- Es kann als sicher gelten, dasz-die letzt-en
Urteiledes Haager Gerichtshofes die eigentliche Ursache für die

Deknission Strasburgers sind." stafiir spricht auch, dasz, wie die I,,Berl-.-
«L3i5rsen.-Ztg.«aus·zuverläfsiger Quelle weifz;--"-das Rücktrittsgesuch
Minister-s Strasburger bereits - vor mehreren Monat-en ginge-reicht
worden -ist, aber erst setzt bewilligt wurde-« E--

" "

«

Besondere Bedeutung- kommt- der Tatsache zuj zum-Rach-
folger -Dr.- JStrasburgers ·d e r b issshTer isg e -?.p«o«'l n- i- steh·e G«e ne -

ralkonsulin -K"öni-gsberg,1 Dr. Pape-e; ernannt worden

ist. "Kafim«ir-Pa-pc-.e-,««Soshneines Krakauer -Universitätsprefessors,

siändifche Handarbeiter nicht mehr

genieszt in Polen den·Ruf-eines der besten Kenner dle
Korri«dorfrage. Er begann seine diplomatische Laufbahn t.9"18
als Legationssekretär in Verlin und im Haag und
war danach Geschäftsträger in Kopen h ag en, A n go ra und
R ev al. Zwischendurch arbeitet-e er im Warschauer Aufzenministerium,
und zwar sowohl in der West- wie in der Ost-Abteilung iJm August
1929 wurde Dr. Papäe zum Generalkonsul in Königsberg ernannt,
wo er sich äuszerlich recht zurückgehaltenund nur eine gewisse gesell-
schriftlich-e Fühlung aufzunehmen gesucht hat. Desto eifriger war er

indess-en hinter den Kulissen tätig, und er hat dabei der

polnischen »Kultur«propaganda und der Polnischen
Spiionage in Ostpresufzen einen sehr beachtlichen
A ufschw u n g zu lv e r l e ih en g e w ufzt· Angesichts dieser Ver-

dienste versteht es sicl),-dasz Papäe in Warschau außerordentlich gut
angeschrieben ist. Hinzu kommt, dafz er alter Legionär ist nnd

durch freundschaftliche und verwandtschaftliche Bande dem Unter-

staatssekretär im- AnkenminsteriumOberst Verk, nahesteht, der

allgemein als Ver-fah er einer schärferenEonart sin der Aufzenpolitik
gilt. "Denm·ach ist nicht daran zu zweifean dasz der neue polnische
diplomatische Vertreter in Danzig die Aufgabe, einen ,,schärferen
Kurs« gegenüber der Freien Stadt einschlagen und sich usm ,,Rechts-
formal·istisk«noch weniger kümmern wird,·als dies sein Vorgänger getan
hat. «Es ist dabei sicher kein Zufall, dasz der polnisrhe Systemwechsel
in Danzig in demselben Augenblick angekiindigt wird,· wo Litauen

von seiner Politik der Radelstiche und der wirtschaftlichen Erdrossesk
lung gegenüber dem Memelgebiet znr Politik der vollendeten Cat-

fachen übergegangen ist. -

"
«

.

si-

Keiue ausländischenLandarbeiter mehr!
Der Reichsrat stimmte am -1 l. Februar dem Vorschlag des Reichs-

arbeiztskninisters zu, für das Jahr 1932 neue aus-

n a ch D e u t s cl).-

1930 betrug das Kontingent 100 000,land he·reinzulafsen.
37 000 bis 40000 ausländische Land-1931 immerhin noch 50000.

,-arb·eiter,,diebereits hier sind, bleiben allerdings trotzdem in Deutsch-·
land· Ein angesichts der enormen Arbeitslosigkeit in Deutschland-sehr
befremdlicher Antrag des pominerschen Provinzialoertreters Grafen
Bebt-, wenigstens ein Kontingent von 30 000.. ausländischensandk
arbeitern zuzula-ssen, wurde abgelehnt. Es wird zuiiberlegen sein, .

die noch- in Deutschland befindliche-n ausländischen-.Landarb.tnter,—soweit «

es »sich-um --Polen. handelt, nicht auszuweisen .«s-ind.,.wenn..spd!e-.låt2!l1.llch.s!
Regierung,—demDruck sder Ehauvinisten na«chgebe-ndx,.d;ie»,E,-1..tl,g.lll.l.l,lgDIE

)

-. reichsdeutfchen Arbeiterund Angestellten von der Privatwirtschaft its-«
zwingt- «-
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Polnifche Minderheitenpolittk.
Aufhebung des polnischen Agrarrefornigesetzes

Rach der Annahme des Gesetzentwurfes über die Ausführung des

Parzellierungsplanes durch den Sejm, durch den das Agrarreform-
gesetz in seinen wichtigsten Bestimmungen vorläufig suspendiert wird,
ist man in Kreisen der deutschen Minderheit in Polen sehr gespannt,
wie sich der neue Zustand auf den Laudbesitz der deutschen Minderheit
auswirken wird. Rath dem Verzicht auf Euteignung Deutscher im

Liquidationsabkommen wurden von den polnischen steivodschafts-
behörden in Chorn und Poseii vielfach die Bestimmungen des Agrar-
refornigesetzes zur Enteignung deutschen Grundbesitzes angewandt. Vor
allem in Pommerellen wurde der deutsche Grundbesitz überaus scharf,
der polnische dagegen äuszerst schonend zur Parzellierung heran-
gezogen. Von dein insgessamt parzellierten Grundbesitz stammten über
vier Fünftel aus deutscher Hand. In letzter Zeit ist durch die Krise
der polnischen Landwirtschaft, der es ebenso ivie der deutschen sehr
schlecht geht, die Rarhfrage nach Siedlungslaiid immer

geringer geworden. Der Staat blieb mit riesigen eiiteigiieten
Flächen sitzen und miiszte sie entweder unter grofzen Opfern selbst in

Beivirtschaftuug nehmen oder ihren ehemaligen Vesitzern verpachten.
Da das finanziell auf die Dauer nicht mehr zu ertragen war, ist durch
das neue Gesetz der Staat nunmehr von der Verpflich-
tung befreit worden, jährlich 200 000 Hektar
Land parzellieren zu müssen. Die Festsetzung des Par-
zellieruugsplaues ist vielmehr dem Ermessen des Agrarreforinniinisters
überlassen worden« Man befürchtet nun in Kreisen der deutschen
Minderheit, dasz die Agrarreform überhaupt nur noch
gegen Deutsche angewendet wird.

Deutscher Grundbesitz für polnische Rükkwanderer?
llnter der deutschen Minderheit in Pomnierellen hat eine Rede des

SejinabgeordnetenCebinka vom Regierungsblokk auszerordentliche Auf-
regung hervorgerufen; Cebinka trat für neue rürksichtslose

Polonisierung des Korridorgebietes und Ent-

eignung des deutschen Grundbesitzes ein. Cebinka
fordert, dafz die Bank vany (die polnische landwirtschaftliche Ge-
nosseiisrl)aftsbank) an alle polnischen Gesandtschaften
und Konsulate, besonders in Amerika, Landofferten schickt und

dadurch politische Rürkivanderer ins Land zieht. Die
Rürkivanderer hätten allerdings bisher in Polen schlechte Erfahrungen
gemacht, aber wenn die Bank Rolny die Angelegenheit in die Hand
nehmen würde, so würde eine Verstärkung des polnischen Elenients
in den Westgebieten auf diese Weise möglich sein. Cebinka gibt offen
zu, dasz der deutsche Groszgrundbesitz in Westpolen
im Gegensatz zum politischeuGruudbesitz ganz aus-

g e z e i ch n et w i r t s ch a f t e t. Er führt das auf Unterstützung der

deutschen Landivirtschaft in den ehemals preuszischen Gebieten aus

der deutschen Osthilfe zurück (l?). Die deutsche Landwirtschaft in

Polen protestiert mit Recht ganz energisch gegen eine solche Unter-

stellung. Cebinka bezeichnete das polnische A g r a r r e f o r m g e s e tz
als die wichtigste Waffe Polens zur Polonisierung
des Korridvrgebietes. Er gibt damit zu, dafz die Agrar-

reform iiationaiistischen Zielen dienstbar gemacht und einseitig gehand--A
habt werden soll.

Renegaten als Handlungen
Die »Ponimereller Reueste Rachrichten«, die zuerst in Konitz,

dann in Stargard und setzt in Zempelburg seit knapp drei Monaten
von »Dr. Hans von Heldn« (in Wirklichkeit heiszt er Hugo Ernesto
Lüidecke) herausgegeben wir-d, ist ein typisches Beispiel der neueir

polnischen Minderheitenpolitik. Das Renegatenblatt wird in einer

polnischen Drurkerei gedruckt, die Drucklegung bezahlt
eine polnische Behörde. Die Werbeexemplare für das neue

Blatt, die zu Tausenden-hinausgehen, sind, wie wir schon berichteteir,
mit Dieiistmarken frankiert und vom Starvsten in

Stargard bzw. in Zempelburg a·bgestempelt. Zetzt wird sogar von

poliiischen Behörden unter Androhung von Rath-.
teilen eine grofze Anzahl Deutscher gezwungen,
das Blatt zu beziehen. Es handelt sich usin eine regelrechte
Erpressu-ng. Der Starost in Zempelburg hat nämlich an zahlreiche
Deutsche folgendes Schreiben gerichtet: »Seit einiger Zeit· erscheint
in Konitz eine neue deutsche Zeitung ,,Poiiiniereller Reueste Rach-;
richten«. Diese Zeitung hat eine gemäßigte Richtung und ist gegeit
den Staat loyal gesinnt. Ich übersende Ihnen hiermit eine Probe-
nummer dieser iiseuen Zeitung und empfehle das« Abonnesment der-.

selben, da sie sich im Hause jedes loyalen Staatsbürgers befinden
muß, um so mehr in Ihrem Hause, da sie eine Monopolkonzession bzw.
den Verkauf von Monopolwaren besitzen, in besdeutendem Mafze aus

den von der Regierung vserliehenen Privilegien Rutzen ziehen undj
deshalb eine gegen die Regierung loyal gesinnte Zeitung unterstützen
müssen. Der Kreisstarost. gez.: Oruafz.« —

Die ,,Deutssche Rundschau« in Vroniberg ist in der Lage, zu des-:

weisen, dasz »von Heldn·· norh heute unter seinem Riamen Lüiderke

ein Bankkonto besitzt, auf das vou polnischer Seite Einzahslungeit
erfolgen. Im übrigen lehnt sie es ab, sich mit Subjeskten wie

»von Heldn« über den Begriff ,,Loyalität« auseinanderzusetzen. Das

Deutschtuni in Polen ist loyal, es verhält sich dem Staate gegen-
über musterhaft. Die Deutschen sind die besten Steuerzahler und die

besten Soldaten. Spitzel und Staatsverräter haben in ihren Reihen
keinen Platz. Es heiszt wörtlich: »Wer von uns mehr verlangt: eine

»Loyalität« nach der Weise des Herrn Lüsdecke,wer uns zur Auf-.
gabe des Volkstums verleiten will, der kennt uns Deutsch-e·schlecht«,
der trägt auch dein potnischen Volkstum keine Ehre ein und nicht dein

polsniischenSta-at.«
Veinerkenswert ist es, dasz dieser sauber-e Lüdecke sein Handwerk

jetzt in Zempelburg ausübt, dem Kreise, der von allen Kreisen Polens
noch die stärkste deutscheMisnderheit besitzt. Lüderke und seine amt-

lichen Geldgeber scheinen-sich also hier den gröszten Erfolg für ihre
Erpresserpolitik zu versprechen. Der Kreis Zempelburg hatte bis

1920 eine 90prvzentige deutsche Mehrheit.a Bei deit
letzten Sejiiiwahlen erhielt die deutsche Liste noch .ub«er die

Hätfte aller Stimmen, was in keinem anderen Kreise mehr
der Fall war.

Das tranzösifch-polnifcheBündnis-.
Die polnische Rechtspresse nimmt mit grofzer Vessorgnis von

einem Artikel Kenntnis, der in dem H a u p t o r g a n d e r f r a n -

zösischen radilcalen Partei ,,La Republique« er-

schienen ist und sich mit der Frage der Erneuerung des pol-
nischsfranzösischen Vertrages beschäftigt. Der Verfasser
des Art-ikels, der frühere Generalsekretär der radikalen Partei,
Pfeiffer, erinnert daran, dasz der Vertrag im April d. J. ab-

läuft und seine Erneuerung im Fall eines Wahl-
sieges der französischen Linken ausgeschlossen
wäre· Günstigere Aussichten hätte aber Polen, wenn die französischen
Wahlen erst im Mai stattfinden würden. In Paris larife daher das

Gerücht um, dasz die polnische Regierung halboffiziesll im Sinn einer

Verschiebung der Kammerwahlen interveniert habe. Pfeiffer erklärt,
das franzsösische sVollc wünsche diesen Vertrag
nicht, der Frankreich wegen des Korridors in

einen Krieg verwirkeln könnte. Die radikale

Partei sei bereit-, den Vertrag niit Polen zu
einein Bestandteil der Wahlplattform zu machen
und an die französischen Wähler mit, der Frage
heranzutreten: ,,Wollt ihr Polens wegen in den

Krieg ziehen?« Die Antwort der Wählerschaft wäre nicht
schwer vorauszusehen. — Der nationaldeiuokratische- ,,Kiirjer Poz-
nanski« beurteilt diesen Artikel als äuszerst kennzeichueiid für die

Stimmung der ganzen französischen Linken und wirft dem Pilsudski-
Regime vor, dasz es durch seine ,,Linksallüreu« anfänglich die fran-
zösischen Rechtsparteien abgestofzen habe und nunmehr durch seine
innerpolitischen Geivaltmethoden sich auch die Sympathien der fran-
zösischenLinken verscherzt hätte.

Die Kritik am Bündnis mit Polen i-st.in Frankreich nicht neu.

Schon früher hat es dort eine sehr lebhafte Bewegung gegen die

Erneuerung dieses Vertrages gegeben. Im Soniiuer v.J. waren in

der Auszenpolitischen Kommission der Kammer die Gegner in der
tiberzahL Auch Vriand muszte sehen, dasz eine Verlängerung des

französisch-polnischenMilitärbündnisses nicht nur mit dem Ziel seiner
Europapolitik in unvereinbarem Widerspruch stehen würde, sondern
auch seine Politik der deutsch-französischenVerständigung, die auf
die Dauer ohne eine Revision der unhaltbaren Grenzen im Ossteit
nicht denkbar ist, den Codesstosz geben müszte. Selbst einfluszreiche
Rechtsblätter wie die das südwestliche Frankreich beherrschendev
,,Petite Gironde« haben noch vor wenigen Monaten jede neue

Bindung an Polen aufs eutschiedenste bekämpft-,
weil die Berechtigung des deutschen Anspruches
auf Rückgabe des Korridors nicht zu bestreite-it
sei iiud Frankreich keinen Anlasz habe, sich im Schlepptaii der pol-
nischen Gelüste der Gefahr neuer Vserwirklungen mit Deutschland
auszusetzen.

Seitdem jedoch Vriand ausgebootet worden ist, ist auch in dieser
Frage der .Wind umgeschlagen: Auf Betreiben des fran-·
zösisrhen Geiieralstabs ist die französisch-pol-
nische Militärkonveution bereits in aller Stille
und ohne vorherige Vefragung des Parlainents
erneuert worden. Frankreich hat sich damit abermals ziiiu
Garauten des unhaltbaren Greuzsystenis im Osten gemacht. Die fran-
zösischeu Militärkreise haben selbständig gehandelt, wohl iveil sie
fürchten, dasz eine Volksbefragung wegen des Vündnisses uiit Polen
zeigen würde, dafz dieses Vüiidiiis der Stimmung d er über-

iviegenden Mehrheit des französischen Volkes

heute nicht mehr entsprich t. Die Radikalsozialistische (deuio-
kratische) Partei, die dein Vertrag laut ,,Republique« abgeneigt istz
kann an dem Tatbestand einer französischen Waffenhilfe für Polen
nichts mehr ändern,«nachd»emder französischeGeneralstab bereits aus

eigener Machtvollkominenheit gesprochen hatl
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Wann wird die Bahnsaugenden-—nien—szr.-Eylauendlichgebaut-;
Bon BürgermeisterDr. Ruprecht—-Zinten.

Als Beitrag zur Förderung des oftpreiißifchen Wirtschaft-S-
lebens und der Arbeitsbcschassung gehen uns vom Vorsitzenden
des Landesverbaudes Ostprenszcn des Deutschen Oitbundes nach-
stehende Ausführungen zu, denen wir in der Hoffnung, daß sie
die gebiihrende Beachtung au maßgebende-: Stelle finden mögen,
gern Raum geben«

Der Ausbau des Cisenbahnwesens in der Provinz Ostpreußen ist
ein dringendes wirtschaftliches Erfordernis. Ostvreußen ist im Hin-
blick auf den Stand des Cisenbahnwesens erheblich im Rüikstand
gegenüber den übrigen preußischenLandesteilen. Die Provinz
gehört hinsichtlich der Ciigmasrhigkeit ihres
Eisenbahnnetzes zu den am schlechtesten verso-rgten
Provinzen des gesamten preußischen Staates. Soll
die Landwirtschaft in Ostvreußen in noch stärkerem Maße für die

Ernährung des deutschen Volkes nutzbar gemacht werden, so ist es

nötig, die Anfuhrivege zur Eisenbahn zu verkürzen bzw. das Eisen-
bahnnetz der Provinz zu verdichten. Als besonders notwendig ist
seit zwei Jahrzehnten von den Reichs- und Staatsbehörden
der Bau einer Rsebeiieisenbahuim Regierungsbezirk Königsberg voin

Hafen Rosenberg am drischen Haff über Heiligeiibeil—Zinten-Pr.-
Chlou—Donnau anerkannt.

Im Osthilfegefetz ist wiederum der Bau dieser Eisenbahn-
liiiie vorgesehen, und im Berkehrsprograniin soll dieser Bahiibau an

bevorzugter Stelle stehen. Eine Reihe von Cingaben und Denk-

srhriften ist den zuständigen Sustanzen unterbreitet. Der Preu-
szische Landtag hatte bereits durch Gesetz im Jahre 1912 den

Ausbau der Ceilstrerke Heiligeiibeil—Jinten uiid im Jahre 1913 den

Ausbau der Strecke Jinten——Pr.—-Cylaugenehmigt und die hierfür
erforderlichen Mittel bereit gestellt. Die Bauprosekte
wurden damals fertiggestellt. -«Der Krieg unterbrach das Bauvor-

haben. cNun sollten nach Beendigung des Krieges die Arbeiten be-

ginnen. Der Minister der öffentlichen Arbeiten setzte sogar dsen

Termin für den Beginn des Baues auf den Monat April 1919 fest.
Aber wieder geriet die Angelegenheit ins Starken.

-

Und so liegen
die Dinge bis auf den heutigen Tag. Es ist bei Worten und Bier-

sprechuiigeir geblieben.
Es ist nun endlich an der Zeit, den Bau dieser von den Kreisel-.

der Wirtschaft allgemein geforderten Rebenbahn in Angriff zu

nehmen. Hier ist ein Weg, Arbeit für das große Heer
der Arbeitslosen zu beschaffen und die Unsummenvon

Unterstützungenproduktiv anzulegen. Die Arbeitslosigkeithat in den

beteiligten Kreisen (Heiligeiibeil, Pr.—-Cglaii, Bartenstein) eine noch
nie dagewesene Höhe erreicht — es sind hier etwa 6000 Arbeitsuchende

Der Ausbau
58 000 Betriebe im sicherungsversahren.

Der Haushaltsausschsußdes Reichstags nahm eiue vom Reichs-
koinmissar für die Osthilfe vorgelegte libersicht über die Organisation,
den Betrieb und die Ausgaben seines Kommissariats zur Kenntnis.

Aus den Mitteilungen des Ausschußberirhterstatters,des Abgeordneten
Hartwig (Chrsistl.-sz.), erfuhr man dabei, daß fiir die landwirtschaft-
lichse Entschuldung 36 Millionen Reichsniark direkt ovin

cReich und außerdem noch 18 Millionen Reichsmark von

der Bank für Deutsche öndustrieobligationen aus-
gegeben wurden. Dem Sicherungsverfahren unterliegen gegenwärtig
58000 landwirtschaftliche Betriebe. Auf die bauer-

lichen Betriebe entfallen der Anzahl nach 94,24 v.H., dem Betrage
nach 56,1 o.H. der Darlehen, auf die nicht bäuerlicheii Betriebe also
5,76 bzw. 43,9 v. H.

Wieder eine neue 0flhilfe-Berordnnng.
Der Reichsvräsidenthat am 19. Februar eine R otv e r o r d ii u n g

zur Ergänzung der Borschrifteii über die Zwangs-
vollstrerkung bei landivirtschaftlichen Betrieben

nnd über das Sirheruiigsverfahren unterzeichnet.
Artikel 1 bestimmt, daß bei Arbeitnehmern in landwirtschaftlichen
Betrieben, die Raturalvergütungen erhalten, die ihnen als Bergütung
gelieferten Ratnralien sowie das davon ernährte Bieh un-

pfändbar sind.
Die weiteren Vorschriften der Avtverordnuiig befassen sich mit

der Düngeniittelverordnuiig der im Sicherungsverfahren
befindlichen Betriebe. Die Regierung hat in den letzten Tagen
wiederholt mit Suudikaten, Genossenschaften und Händlern verhandelt,
wobei diese gewisse sorderungeu gestellt haben, um für Sicherungs-
betriebe liefern zu können. Diese Sicherheiten werde-n jetzt durch
die Rotverordnung gegeben. So wird bestimmt, daß das nach der

Verordnung vom 23.Jaiiuar bestehende stüchtepfandrecht auch daiiu

gilt, wenn bei Sicheruugsbetrieben das Sicherungsverfahren aufge-
heben wird.

Artikel Z betrifft ein Zivaiigsversteigeriingsvorrecht
für den soll, dasz Düngemittel, Saatgut oder sutterinittel von Be-

triebsinhabern mit Zustimmung »des Creuhänders beschafft iourdeii und
die Betriebe, wenn das Sicherungsverfahren aufgehoben wird, in

Jivaiigsversteigeruiig oder Zivaugsverwaltung übergehen. Artikel 4

enthält Bestimmungen über die Zwaugsverwaltiingsvorschüsse, die

namentlich für die Realkreditinstitute von Bedeutung sind.

Bahnbau

bis zum IS. März gestellt sein.

vorhanden, die dem Staat und den Kommuiien in einem Monat etwa

490900 RM (ohne jede Gegenleistung) kosten, so dasz auch in dieser
Hinsicht»umfassendeMaßnahmenergriffen werden müssen. Bei dem
hier erorterten Projekt»würde für lange Zeit ausreich ende

Arbeitsgelegenheit geschaffen werden« Die wertschaffeiide
Arbeitsiosenfursorgeund der freiwillige Arbeitsdienst
machen diesmanzierung durchaus möglich. Der beste Teil der Arbeits-
losen that die Wohlfahrtsversorgung satt, e r will A r beitl

Die wirtschaftlichen Kräfte dieses Gebiets können
erst durch»den Bau der vrojektierten Bahn zur Entwirklung kommen.
Den Kreisen·Heiligenbeil und Pr.Sglau, die nur von Bahnlinien in
der RotdsSiidsRichtung durchschnitten werden, fehlt jede Quer-—

verbindung Cs würde eine direkte Verbindung zwischen dem

HrischenHaff, der Ostbahn, der Strecke Königsberg—Jinten-Heilsberg,
der Sudbahn und der Bahn Löwenhagen—Gerdauen erreicht und damit
die hier in sehr hoher Kultur stehende Landwirtschaft aufgeschlossen
werden. Man sollte in der gegenwärtigen Rotzeit kein Mittel un-

versucht lassen, den Kreisen der Wirtschaft diese Hilfe durch Ber-

kurzung der Aiifuhrwege — nicht weniger als 57 bestehende
Gisenbahnverbiudungen würden erheblich ver-

ku rzt —

zu gewähren. Aus der sülle der Borteile wirtschaftlicher
Art sollen«hier genannt werden: Es kann der Kalkarmut des land-

wirtschaftlichgenutzten Bodens zurzeit nicht abgeholfen werden, weil sich
die Kalkzufuhr zu teuer stellt; der Bahubau würde zum Mehrbezug
an»Dungekalk beitragen uiid damit die landwirtschaftliche Erzeugung
steigern. Durch die Bahn würden die Meiereien, die Säge- und Holz-—-
bearbeitungsiverke und die Ziegeleien dieser Gegend einen beachtlichen
Aufschwungnehmen. Airht unerwähnt sollen die großen Steinlager ini

Hitnterlandder Bahn bleiben, deren Abfuhr setzt nur erschwert
nioglich ist, deren Bestände aber zum Wasserstraszenbau in Ostpreuszen
gebraucht werden. Die ländlsichenSiedlungen, für die ohnehin die
sRähe der Bahn von Bedeutung ist, würden sich rentabel gestalten.
Schließlich würde die Bahn den für die Kreise Heiligenbeil und

Pr.Cylau gegebenen HafeiiplatzRosenberg erst voll und ganz
nutzbar machen. Dadurch würde auch die sischerei großen cNutzen
haben, weil der Absatz der sische wesentlich erleichtert würde.

Sollen die der abgeschnürten Provinz ge-

gebenenZusagenaufUnterstützungihrerWirtschaft
bewahrheitetwerdenJo muß deriuder Borkriegs-
zeit beschlossene und im Osthilfegesetz vorgesehene

d
nunmehr endlich in Angriff genommen

wer en.

der Githilfe.
Schließlich iist eine Änderung der Sicherungsverordnung in dem

Sinne vorgesehen, daß auch die nach dem alten Ostvreußenss
hilfsgesetz bereits umgesrhiildeten Betriebe das

Sicherungsverfahren beantragen können. Diese Bor-

schrift entspricht einem Wunsche des Reichsvräsidenten, dem aus dem

Osten derartige Wünsche vorgetragen sind. Die Anträge müssen
Ein Antrag soll unzulässig sein, wenn

die Betriebe wieder in Jwangsverwaltung oder Jwangsversteigerung
gegangen sind.

·

«

Forderungen der ostdeutschen Handwerkskammern.
Die Rot des ostdeutschen Handwerks hat die im Ost-

deutschen Handwerkskammertag vereinigten Handwerkskammern
Königsberg,. Stettin-Köslin, Stralsund, Skhnei-demühl,Frankfurt a. d. 0.,
Berlin, Liegnitz, Breslau, Opveln veranlaßt, zu einem außer-
ordentlichen vstdeutschen Handwerkskammertag in

Liesgnitz zusammenzutreten. Rath eingehender Beratung wurden dort

von den ostdeutschen Handwerkskanimern folgende Forderungen zum
0sthilfesicherungsverfahren aufgestellt.

1. Die vor dem Inkrafttreten der cZiotverordnung vom 17. Ro-

vember 1931 entstandenen Haiidiverkerforderungsen sind
sicherzustellen.

«

2. Bei der Umschuldung müssen die Handiverkerfordernngeii in
vollem Umfange beglichen werden. Die iii der Durchführungs-
verordnung vom 5. Dezember 1931 vorgesehene Sollvorschrift »nach
Möglichkeit« biete keine ausreichende Gewähr.

«

Z. Die in der Notverordnung vom 6. Februar 1932 für bare Ent-

schuldung vorgesehenen ZO Millionen RM. sind ausschließlichfür die

Begleichung der Rechnungen des Handwerks und Kleingewerbes bereit-

zustellen.
4. öm übrigen sind die Handwerkerforderuiigeii den bevor-

rechtigten Lohnforderungen gleichzustellen.
Z. Die Wechsel der im Sicherungsverfahreu befindlichen Landwirte

sind nicht nur von der Reischsbank anzunehmen und zu verlängern,
sondern auch von den Privatbanken, Genossenschafts- und Sparkassen.

6. Mit größter Beschleunigung siud dem ostdeutschen Handwerk von

cReichs wegen oder unter Reichsgaraiitie Z iv i srh en k r e d it e über

Spar- und Genossenschaftskasseu zur Verfügung zu stellen.
7. Die im Gesetz vom Il. März 1931 vorgesehene Kredithilfe für

mittlere und kleine Geiverbebetriebe durch die Bank für deutsche
Industrie-Obligationen ist völlig ergebnislos geblieben. Das ostdeutsrhe
Handwerk hat deshalb zu dieser Art Kredithilfe kein cVertrauen.
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Bundeenachrtchten

Rundschreiben Ar. 2,
das ani 12. d. M. ausgegeben ivorden ist, enthält aufzer den bereits in

ALT- (Seite Zo) erwähnten sehr wichtigen Beiträgen über Auslösung
von Loiiibarddarlehen auf V e i ch s s ch u l d b u ch f o r d e r un g en

usw« wichtige Mitteilungen über die Festsetzung von Kurseii der

S·chuldburheiiitraguiigen für steuerliche Zwecke und

iiber die Möglichkeiten von V e r m ö g e n st e u e r st u n d u n g , ferner
iiber die Ablehnung von V.-Beihilfen an Verdrängte durch die

Abivickluiigsstelle des Reichsentschädigungsaints. Wir machen wieder-

holt darauf aufinerksam, dafz die Rundschreiben von den Landes-
verbäiiden nur denjenigen Ortsgruppen weitergegeben werden dürfen,
die mit den Beiträgen nicht über Gebühr im Rückstande sind, und dasz
sie an Eiiizelpersonen nicht abgegeben werden« Die Mitglieder des

Deutschen Ostbuiides werden über den Inhalt der cRuiidsschreiben regel-
-inäszigin den Versammlungen unterrichtet-

I— Aus der Bandes-arbeit-

Versammlimgskalender.
Der Frauendienjt Berlin-Brandenburg ladet zur-Besichtigung des

Berliner Plaiietariunis am Dienstag, 1. März, ein. Treffpunkt
nachmittags L»F Uhr vor dein Stadtbahnhof Zoo. Es erfolgt eine

Führung durch das Planetarium, Vortrag mit Lichtbildern und

auszerdem die Uraufführung des-neuesten Filmes:
ll m d en P iz P a l ü. Eintrittspreis 0,35 .RM. für die Person.
llm zahlreiche Beteiligung wird herzlich gebeten."

'

»F
·

,

Landesverband Berlin-Brandenburg
Der Zrauendienst des Landesverbandes Berlin-Brandenburghielt

am 28. Zanuar seine Hauptversammlung
"

ab» -Vundespräisidium,
Landesverband und verschiedene Ortsgruppen hatten Vertreter ent-

fandt. Es ivurde der Zahresbericht gegeben, der»ein Ergebnis zeigte,
mit dein man trotz der Rot der Zeit zufrieden sein darf. Der,Anfang
des Zahres aufgestellte Arbeitsplan ist unter YBeseitigung aller
Schwierigkeiten voll zur Durchführung gekommen. Der Frauendienst
hat sich in Zusammenarbeit mzit allen gröfzeren bej-
stehenden F r a u e n o r g a n isa t i one n »welche in unserem oder
ähnlichem Sinne wirken, der Offentlichkeit gezeigt und die grofze Ausk-
stellung iii den Gesainträumeii des Zoologischezn—G-artesns:»,·,Di·e»Frau
-in Heim, Mode und Beruf« geschaffen. -D«ieseAusstellusnghat vielen
tausenden Besuchern gezeigt, dafz die deutschen Frauen aller-Stände,
ohne Unter-schied der Parteien und ’·Konfession"en,«nurvereint im-
Kampfe uiii die Verteidigung des Dseutsschtuins und geeint im, Dienste
des V-aterlaudes, es verstehen, das Deutsche isii Handel, Industrie,
Kunst und Wissenschaft, in Beruf und: Sport, allem Ansländischeu
vornanzusetzeir .

innerhalb sdes Landesverbandes Berlin-Brandenburg den d e utsch e n

Muttertag in wiirdevollster Weise, an welchemüber 400 Per-
sonen teiliiahmen, veranstalteten sie im August eiiie«Dampferfahrt, an

der ebenfalls mehrere hundert Personen sich beteiligten, und fanden
sie sich Ende v. Z. bei einer ebenfalls reich besuchten A dv entfeiet
zusammen. Reben der Werbung und Beteiligung an .der Ein-

Buch - S p en d e unseres Laiidesverbandes deren kultureller Wert
ein unvergängliches Gut für das Leben unserer Orts- undiZugend-
gruppen werden soll, uinfafzte die Arbeit des Frauendienstes noch, so-
weit als möglich, karitative Arbeit, Krankenpflege und Besuche, Für-—
sorge und Hilfsarbeiten in den einzelnen Ortsgruppen. Die Haupt-
sorge wurde im verflossenen Zahr der Kind e r v e r s chi rk u n g ge-.
widmet. Es ist gelungen erhebliche Geldbeträge zusammenzubringen
nnd 25 Frei-stellen zur Unterbriiiguiig von Kindern inkürzester Zeit-
zu schaffen. Diese Sorge galt Kindern unserer deutschen Brüder aus

der alten Heimat. Ein Ferienaufenthalt in deutschemsMutterlaiisde,
welches noch freien deutschen Geist und reine deutsche Sitten trägt,
soll diesen Kindern Gelegenheit geben-, sich-in der-liebenden Fürsorge
ihres Volkes Kraft zu -.,holen für den Kampf auf dem Vorposten des
Deutschtums,der auf sie wartet. Zugleich sollen sie auch für sich,
fiir ihre Eltern, Bekannten und Freunde. die noch drüben das harte
Los der Unterdrürkten tragen, den Glauben mit shinübernehmen,dasz
sie von ihrem Volke nicht vergessen sind, -sondern,s dafz trotz der

104

Anfzer der Mitwirkungder Frauen an der Brit-s
. . . . . . . wieder w" l.t- r

· -«Ul
«

destagung inVerliii am 1. und 2.Mai, begingen sie am 13.-Mai—
· - "

« ge oh w« de Herr brlch als

Btlltge Wohnung-cui
,

Der .Magsistrat sder Stadt Un r u h-st-a d t. (-Gr-enzinark Poseii.-
West-preufzen)·macht darauf- ·ausmerksam,sdas-· in

«

Unruhstadt« billige
Wohnungen mit dazugehörigen Aebeiiräsumen -"sowie mit reichlich
Gartenland-undStällen sofort- zii vermieten sinds--Die-Gemeiridefinanzen
sindgeordnet,Sondersteuern wurden-bisher nicht-- erhoben-- Ostinärkern
sbietet sich-hier günstige—Gelegenheit,-«Esich-wieder ims-0sten--in oder nahe
der alten H
Kummer h-ii·i."

speisinat nied eriziil-asseiik«--Wir· weisen »auf-das Suseratspinsdieser-« —-
«

--
— -« ’-’ -«

-"s----innerun-gen,-so insbesondere den -Besurh ders-Arnsivalder Ortsgtuppi
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Spaltung und Trennung, die unnatürliche Grenzen geschaffen haben-
der Kampf um die alte Heimat fortgefiihrt wird. Möge es im neuen

Zahr nun gelingen, iveiteste Kreise in unserem Volke dafür zu ers-

wärmen, in der Ferienzeit selbst einmal ein kleines Opfer zu bringen
und einein jener Kinder solche unvergeleischen Ferieiitage bereiten zu
helfen. Rath Bekanntgabe des Kassenberirhts wurde der neue Vor-

stand·gewählt. Dieser setzt sich aus folgenden Damen zusaniinenc
Vorsitzende Frau Lanzke und Frau Seinrau, Koilspkekkll statt
Jakob, Srhriftführeriimen Frau Vöhiiier und Frau Oko-

wiak, Beisitzeriiinen Frau Stephan und Fräulein Kompe,
Kasseiiprüferinnen Frau Schulz und Frau Schlabs. Als Ver-
treteriiinen im Landesverbaiid verblieben nach Wiederwahl Frau
Lanzke und Frau Blume. — Frau Lanzke hatte unseren
Reichsjugendführer, Herrn Dr. Thiele, gebeten, unseren Frauen
einen kurzen Bericht über die letzten Ergebnisse seiner Tätigkeit zu
geben. ön seinem Vortrag entrollte er erschütternde Bilder
von der Tragik des Deutschtums und von dem

fanatischeii Völkerhasz der Polen. ·Besonders durch die
von ihm geleiteten Wanderaiusstellungen hat Herr Dr. Thiele tiefen
Einblick in die allgemeine Unkenntnis unseres Volkes über alles,»
was den deutschen Osten angeht, erlangt. Kaum glaublich ist es, wie
sie-gerade in den Kreisen zu finden ist, derenPersönlichkeiten an

führende-n Stellen stehen und mafzgebeiide Äinter bekleiden. Auch
Herr Dr. Thiele betont ausdrücklich,dafz es nur mit Hilfe der Frauen-
arbeit gelingen kann, die notwendige Asufklärungsarbeit tief hinein
in unser .Vo-lk zu tragen. Der Erfolg all-er polnischen Politik und
Diplomatie ist in erster Linie der fanatischen und unermüdlicheii Klein-

arbeit der polniischen Mütter zu verdanken. Es ivurde beschlossen,
einen Auszug desVortrsages anzufertigen und diesen allen Vertrauens-
damen zuzustellen,’dainit—siejene Tatsachen einmal iii ihre-m Wirkungs-
kreis mitteilen können. "Herrn Dr. Thiele wurde für seine Mühe
herzlichst gedankt.

·

·

.

- Die Ortsgruppe vVerlin-He«r«msdorshielt am 1. Februar in ihrem
..Vereinslokaltihr«eHauptmitgliederversanimlungab. Der 1. Vorsitzende,
,Herrz«-Rittnieister·«a.,D.B l e e k e r -.K oh l s a at

, streifte iii einigen
Ausfuhrungendie augenblieklichepolitische Lage. Rach Bekanntgabe
der :Eingänge, u. a. der Einladung der Ortsgruppe Tegel zu ihrem ani

.13. Februar stattfindenden Gessellschaftsabend, verteilte der Vorsitzende.
die Besitzzeugnisse über die anläszlichder Fahiienwoxihe verlieheneii Treu-

nadeln und- erstatteteder izSchriftführer den Jahresbericht, aus dein

insbesonderedie am L. Februar 1931 abgehaltene Werbeoeraiistaltung,
die Gründung der Zugendgruppn die Fahnenrveihe und die iii den

zMonatsversamnilungeisi gehaltenen wertvollen Vorträge Erwähnung
verdienen. "-Der«Pflege der Geselligkeit dienten ein Frühlingsfest, zwei
Soninierausflügesund eine Wseihnachtsfeier.s Die Ortsgruppe konnte

ihren —M»i·tglieder»biestand wesentlich erhöhen. Den

Kassenberichterstattete der Schatznieistey Herr Rux. Nach Ent-
lastung»des .V-or-standes fand die Reuivahl der durch das Los aus-

·

scheidendenVorstandsmitglieder statt-. Der 1. Vorsitzende, Herr Ritt-
’

meister a. D. B l e e k er -« K o h l s a a t ,-- der l. Schriftführer, Herr
Röhlingz und, der 2. Schriftführey Herr B·ottke, ivurden

wiedergewählt, neu gewählt wurdens als L. VorsitzendersHerr Studien-
rat Dj-öhring und-als Beisitzer Herr Lehrer Schniidt. Ebenfalls

. «

1. Fahnenträger-. Vom

-1.-April 1932 ab wurde der Monatsbeitrag auf 70 Pf. ermäfzigt ön
Anbetracht der wirtschaftlichen -Rotlage werden Festlichkeiten vor-

läufig nicht abgehalten, dagegen ivird die Ortsgruppe in- nächster Zeit
mit einer gröszeren Werbeveranstaltung an die Offeiitlichkeit treten.
Die Versammlung nahm die vom Vorstande vorbereitetenSatzungen
in ihrem Wortlaut an und beschlofz,sie nach Genehmigung durchdas
Bundespräsidium einzuführen.

» -

-

«

Die Ortsgruppe Berlin-Mitte E.V..hielt ihre diessährige Gene-
ralversamnilung im Vereinslokal ,,Eafä Gärtner« am—2. Februar bei
guter Beteiliguiig,. auch nichtostmärkischer Kreise, ab. Rachj Er-
ledigung der üblichen geschäftlichen Angelegenheiten wurde sunserer
bewährten «·Schatzineisterin,Frl. B»ukofz»er, Entlastung erteilt

und· unserem alten treuen Mitgliede, Herrn Wilhelm Kuka,
die Ehreiiiiadel verliehen.

"

Es konnten d reine u e Mitglied e r

aufgenommen werden, und· ganz besonders wurde unser 2.Vorsitzenver,
Herr S. Le vg; nach inonatelanger Krankheit begrüsth Unser 1. Bor-
sitzender, Herr Arthur Katz; hielt dann einen längeren Vortrag
über ,,Kulturaufgaben·des Deut-schen Ostbundes« und berichtete ein-«-
gehend über sdie seitens des· Ostbund-Präsidiumseingeleiteten Schritte
hinsichtlich der EntschädigungsfragenxszHieran schlosz sich eine lebhafte
Diskussion, in welche mehrere besonders interessierte Mitglieder einz-
griffen". Es würde beschlosseii,·insZukunft öfteriderartige Referate
stattfinden zu lallexti»,"dagegeii«ab"er von sonstigen v-2-rg;iüglicheiiVer-«
anstaltungen in Anbetracht der ungeheuren wirtschaftlichen Rotlage
Abstand zu nehmen« Zunr Schlusz ermahnte der Versitzende die Ank-
»wesenden,unserem Deutschenostbunde weiterhin und gerade in dieser
Krisenzeit erst r·echt,"u«nd««doppelt-die Treue zusbewahrens Es war
mit besondererFreude-festzustellen, daf) diesen anfeuerndeii Viert-en

. allgemeineZustimiiiüngfolgte.
- -—-0rtsgruppeBerlinchem -öm.Strandrestauran-t—sfand-. am .2.4-.Canuar
die -Zashreshauptvers-aminlung——statt,die.-gut.besucht.-war;- ön seinem
Jahresbericht führte Herr-Reich aus, dafz -im.;--abgelaufetien,-;Zahre
-1I Versammlungen stattgefunden-haben -..Das. Jahr 19Z.1-,se.ifür ,d-ie
Ortsgruppe schwer gewesen-Doch fehle ..-es auch»nicht..ai-i schönenEr-
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am 16.August und den Gegenbesuch am 29.September. Rach der

Erörterung einiger Bundesaiigelegensheiten fand die Vorstandswahl
statt: 1.Vorsitzender: Reich; 2.ersitzender: Konarskg, Schrift-
füihrer: Fiedler; Kassierec: Blume; Beisitzer: Rose und

Zimmermann. Rachdem die wirtschaftlichen Angelegenheiten der

Mitglieder zu einem gewissen Abschlusz gekommen sind, kann sich der

Osstbund mit mehr Kraft seiner ideellen Aufgabe zuwenden. In

diesem Sinne wurde in der Versammlung auch das polnische Vor-

dringen nach Westen, die geivaltige inilitärische Rüstung Polens er-

örtert. Der polnische »Drang nach dein Westen« sei von polsnischen
füshrenden Politikern auch zugegeben worden. Dieser Gefahr gegen-
über werde der Ostbund nicht aufhören, ein wachsamer und treuer

Warner zu sein. Diese Ausführungen wurden von mehreren An-

wesenden ergänzt durch eigene Erlebnisse und durch Mitteilungen von

alten Bekannten in Polen.
"

Landesverband Ostmark.
Ortsgruppe Landsberg (Warthe). (Verein heimattreuer Posener,

Ost- und Westpreufzen.) Die Kundgebung für die alte Heimat, die am

26. Januar im ,,Eldvrado« stattfand, leitete der Vorsitzende, Direktor
Tetten bvrn, mit einer Eröffnungsrede ein, in der er einen Rück-

blick auf die Entwicklung der Ostfragen im letzten Jahre gab.· Leitende
Staatsmäniier fremder Mächte hätten anerkannt, dafz· der Korridor

nicht so bleiben könne, wie er ist. Wir könnten daher msit einer ge-

wissen Zuversicht hoffen, dafz hier allmählich eine bessere Lösung ein-—
treten werde. Wie der Rhein im Westen, so sei die Weichsel im Osten
Deutschlands Schicksalsstrvm. Im Anschlusz an die mit starkem Beifall
aufgenommenen Ausführungen
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schädigung geblieben. Zum Schlusj sprach Rerhiiungsrat Tetzlaff dem
Vereinsvorsitzenden Direktor Tetteiiborii «den Dank des gesamten
Vereins aus für all die Mühe und Arbeit, die dieser im Interesse
des Vereins und jedes einzelnen geleistet habe. Spontaner Beifall
iiiiterstrich den Dank an den Vereinsvorsitzendew

Landesverband Vorpommern.

Ortsgruppe stralsund. Der Vorstand hatte zum Zo. Januar die
Mitglieder sowie Freunde der Ostmark in den stimmungsvoil ge-
schmückten Saal des Hotels Brandenburg zu einem Kränzchen ein-
geladen. Einmiitigkeit, froheste Stimmung und Tanz iiefzen die

Stunden schnell verstreichen. Für humorvvlle Vorträge sorgten Herr
Wittwer, Frau Vaumann und Frau Sill. Die beiden
Damen brachten ,,Eine musikalische Ehe« zu Gehör. Der 1. Vor-—

sitzende, Rektor i·R. Wenski, hielt eine kurze Ansprache, die mit
einem Hoch auf die Damen endete.

.

Die Ortsgruppe Torgelow feierte am ZO. Januar im engsten Mit-

gliederkreis nach der voraufgegangenen Hauptmitgliederversammlung
ihr 101ahrigesStiftungsfest Wegen der Rotzeit ivurde von einer Ver-

anstaltung in groszerem Rahmen abgesehen. Dank der vorbildlichen
Leitung und Kassenführung war die Ortsgruppe imstande, ein Essen
für die Mitglieder und für die Gäste des Landesverbandes aus eigenen
Mitteln zu geben. Der -1.Vorsitzende, Herr Scharfeiiberg, gab
in seiner Ansprache»eineniiberblick über das 10jährige Bestehen der

Ortsgruppe usnd.wies schlief-lichdarauf hin, wie notwendig es sei,
treu zur ostmärkischenSache zu stehenund unserer Organisation den

Rucken zu stärken im Kampf um

brachten die Herren - Kaufmann
Wa gne r (Violine) und Betriebs-«
ingenieur Ba u e r s a ch s« (Klavier)
die Sonatine vvnSchubert zu Ge-
här. Die zahlreich erschienen Mit-

glieder und Gäste folgten den in
einem gepflegten Stil dargeboteiien,
immer wieder berückendenMelodien
eines Schubert mit seltener Andacht
und dankten den Vortragenden mit

entsprechendem
-

Beifall; Danach
gedachte Frau Dannhof

·

in-

einem mit herzlicher ··H-eimatliebe
erfüllten Vortrag des 700jährigen
T-horn. Die Rednerin schilderte in

einer anschaulichen Rede die Ent-
wicklung Chorus aus seinen ersten
Anfängen, wie vor jetzt TOO Jahren
die ersten Ritter ziini Osten zogen
und auf pruzzischem,»nicht auf
polnischem Boden ihren Staat aus-
richteten, wie die Stadt unter dem

Orden a.ufbliihte, unter polnischer
Herrschaft verfiel und sich in preu-

szischer Zeit von dem tiefen Nieder-

gang langsam wieder erholte, bis
der Weltkrieg und die schlimmen
Folge-fahre kamen. Rednerin schloß
ihre Ausführungenmit deniWunsche,
daß wir noch einmal zurück-
können, dasz unsere Heimat noch
einmal wieder deutsch würdel Direktor Tettenborn dankte im Ranieii
des Vereins der Rednerin für die zu Herzen gehenden Worte. Als
weitere musikalische Darbietung folgte die Frühlingssvnate von Beet-

hoven und als Zugabe Hdas Wiegenlied von Schubert, wieder vor-

getragen von Kaufmann Wagner «u«ndBetriebsingenieur Bauersachs.
Hm Aiischlusz daraii kam die satzungsgeinäszeTagesordnung der

H a u p t v e r s a in m l u n g zur Erledigung. Schriftführer Dr esse l

gab einen ausführlichen«iiberblick7über dieirege Vereinstätigkeitz die·
in Vorstaiidssitzungen und ,Mitgliederversammliingeni sowie in einer

Reihe von Vortragsabenden über ,,Deutsche Kultur in Polen«,",,Thorn
und sein Rathaus«, zwei Lichtbildervvrträgem Tanzabend, LönssAbend
und einer Weihiiachtsfeier bewältigt

"

wurde. Kassenprüfer Herbst
gab bekannt, dasz die iiiustergültige Führung der Kasse durch Hege-
meister a. D; Wo g dt volle Anerkennung verdiene. Bei-den nun an-

schließenden--Ergän""zungswahlenzum Vorstand wurden-die
-

bisherigen
Mitglieder G i e s e««, Ts ch e u ch n e r ,"""
Gv e-r-k e nnd« Msi n H l a f f--wiedergewäh-lt-.Ju Kassenpriifern wurden

He r.b.st- wieder- und g e r neiigewähltj ««Um den« Vorstand« durch -

ein jüngeres Mitglied zu ergänzen; wurde Willi-Tetzl«aff- neuge-
-·wählt. s·Juden.Vergniigiingsausschiifz wurden gewählt: der Dirigent

-- des geniisrhteii Chors des Vereins Lehrer H u p p, Fräulein We st -

p-hTal, Hseld-t,-;-Z e brvwskn und F-ör«st·er »H;
Vereins stritt aiii ,29. Februar —mit neu eingeiibten Lied-ern «in« Er-

sscheinung

—

«·T e t t e«ii bo r ii ,--Fraii -A r n dt und Frau JMül l-e r.«k«Am·-1«.-Apr—il
findet eine geschäftliche

«

Sitzung st-att,««in
- der ein --9icht-b-ilderoor-trag

iiber
«

eiiie R e i s e d u rch Ost p r eu fz e n u nd sPo msmsesr e l l en

gehalten -wird. '—· Rechnungsrat T e tzl a ff
«

sprach-«noch eingehend
iiberdie wichtige Emigraiitensteuer imdrE-ntsrhäd-ig·ungen.—-Er erklärte,
wenn keszr Ostbund«nicht«bestanden «'h·citte-,-wäre-« mancher-«

-"

ohiie-"E«nt-"--

Ostdeutsche Bild- und Buchausstellung der Buchhandlung Waid,

Da rg a«tz,-«
·

Meyer-, -"

Der Ehor des-

Dann schlug Direktor-Tettenborn vor,- "eine ·J u g e n—d«-.

fgr up p e zu- schaffeii.«ZiirsBeratung dieses Planeswurdeein Ausschuh
-gewählt,"bestehend aiis·:" Lehier Hllp p«,·—FräuleinW"estp.h.al; Frau

·

alten Heimat, unserer deutschen
»Ostn1ark.Frau« Engelmann
uberbrachte die Griifje des ostäs
märkischeii Frauendienstes und Fri.
Fels die des Landesverbandes
Vorpommerii. Eine besondere Mah-
niiiig erging an die dstmärkische
Jugend, sich freudig in den Dienst
des Deutschen Ostbund-es zu stellen,
damit sie später einmal den Kampf
um die· Wiedergewinnung der uns

entrissenen Heimat weiterführen
könne. Der Jungostmärker
Gerhard Scharfenberg
dankte für diesen Apell und richtete
die Bitte an die Eltern, die Kinder
im ostniiirkischen Geister erziehen-;
damit sie sich iii diseGeschichte des

Ostens hineinlebetr Die an dem
Abend vertretene Jugend, die das

Fest durch ernste und heitere Ge-

dichtsvvrträge und eine Huinvreske
verschönte,erklärte sich freudig
bereit, unterFührung des Jung-
ostniärkers Gerhard Scharfeiiberg
eine· Jugendgruppe zu
gr ii n d e n. Bei fröhlicheni Tanz
blieben die Mitglieder bis zum

Darm-todt Morgen zusammen.
,

Dem lang-
jährigeii Schriftführer, Herrn

Denz, wurde die- Treunadel für 10jährige Mitgliedschaft verliehen.
--Landesverband Zreistaat Damig.

Der Landes-verband Danzig feierte in den Räumen des Junker-
hofes, Jopengasse 16, bei voll besetzten Sälen sein Stiftungsfest. Vor

Beginn des gemütlichen Teiles wurden wichtige Mitteilungen über die

Entschädigungsfrage gemacht. Der Vorsitzende, Krause, berichtete
an Hand von Rundschreiben über die Arbeit der Bundes—leitung.Rach
einigen-Worten über-die Bedeutung-der Feier und nach Absingen des

diesWiedergeivinnungunserer lieben·

Deutschlandliedes und einein Vortrag »Deutsche Ost-mark«begann mit -

einem flotten Walzer der Kapelle des Bismarckbundes der Tanz.
Begeisterten Beifall fanden die «Gesänge und Tanzvorfiihrungen der«
FreischaarjungerRation.

,

Landesverband Bezirk Magdeburg.
— Die Ortsgruppesstendai hielt ani-17.-Januar ihre-Jahres-hauptver-

sammlung ab.
«

Der «1-.ersitzend"e,-Heer sPaetzv-ld, begrüßte die

zahlreich Ersrhsienenenund gedachte der-iin-Jahre -1931 verstorbenen -

Landsleut-e,·—-zuderen-Ehrensich die--Anwesei1den-von ihren-Plätzen er-
«

hoben.- Der- Jahresbetirht wurde voni 1«·«Schriftfiihrer;- Herrn
R(vt-her-ni—u-iid, und, »der-Kassenbericht vom -Kassie—rer,-Herrn
G a-b«b"e-r·t; erstattet, ihnen-sowie dem gesamten-Vorstand wurde auf
«-A"ntragder Kassenpriifers einstimmig-Entlastung erteilt: »Der Vorstand
wurde bis auf- den ,ver-zogene«n-HerrnTit-im anni und den aus-

;geschiedenen- sHerrn cG ab be r-t-- wieder- gewählt; er setzt »sich«aus

Efolgendens Herren — -zusamsmsen:- i-.-Vorsi-tzender Rudolf-s P a e tz old ,

Vv·rsitzender-Rudolfsv Cick e r-t, chissierer Robert-DR e r t-, l. Schrift-
Gnstav .R o-t he r m und-. -

führer - Rudolf-«K ««o—rff-;---2.Schr«iftführer
Beisitzer:—Otto-—Sch e w e und- Friedrich : Ott o. T Kultur-pflege-r Kon-

c-ek-tor -P a-u l-.-. Es- wurlde -beschlossen,-das in. diesem Jahre statt-·-
-findende-zehnjährige-Sti-ftungsfest-.verbunden mit Theaterauf.führ-ung,

·

Tanzkränzcheiisund —Pr-eisv-er-los-ungsam -ls2.-Ri—ärz--iinSchützenhause -

--kPicht)-abzuhalten. :- Ain —l--1-:«F-ebruasrfand die Monatsversaminlung
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statt siir die an Polen abgetreteiie deutsche Gemeinde Sierakowitz
wurde als Beitrag zur önstandsetzungihrer fast zerfallenen evangelischen
Kirche ein Betrag aus der Vereinskasse bewilligt. Ferner ivurde auf
Antrag des 1.Vorsitzenden, Rudolf Paetzold, beschlossen, die

frühere Jugendgruppe wieder ins Leben zu rufen. Mit deren

Leitung wurden Kulturpfleger Konrektor Paul und der 2.Vor-

fitzende, Rudolf öckert, betraut. Zum Schluß der Versammlung
hielt Herr Konrektor Paul einen lehrreichen Vortrag über die Ge-

schichte Rußlands.
Landesverband Hessen-Aasjan. ,

Ortsgruppe Darmstadt Als Auftakt unserer für 1932 geplanten
Aufklärungs- und Werbetätigkeit veranstalteteii ivir am Jl. Januar
einen Ostdeutfcheu Abend im Mozartsaal. Die vorbereitende

Propaganda wurde durch besondere Maßnahmen unterstützt. Zunächst
überbrachte Schriftfühcer Otto Lehmann den befreundeteu bzw. für die

Ostfragen besonders interessierten Vereinen die Einladung persönlich in

deren Versammlungen und unterstrich die große Bedeutung der Ost-
fragen in kurzen Ausführungen Der Erfolg war überraschend gut.
Dann hatte sich die in günstiger Verkehrslage befindliche Buchhandlung
Waitz auf Anregung des Obengenannten ohne weiteres bereit erklärt,
eines ihrer Schaufenster eine Woche vor und nach der Veranstaltung
ausschließlich mit Bildern ostdeutscher Vaiiwerke sowie ostdeutscher
Literatur zu schmücken (Siehe Bildt) Weiterhin wies die Presse, die —

,,Hessische Landeszeitung« sogar täglich in mehreren Rotizen, ein-

dringlichst auf den Ostdeutscheii Abend hin. Als Ergebnis hatten wir

dann auch einen, größtenteils von Westmärkern besuchten, iiberfüllten
Saal zu verzeichnen Das ist bei der Einstellung der hiesigen Bevöl-

kerung besonders hoch zu bewerten Der Saal war schlicht geschmückt,
u. a. waren im Rund eines mit Trauerflor versehenen Tannenkranzes
die Rainen der verlorenen Ostgebiete zu sehen Die Vortragsfolge
wickelte sich zur Erzielung eines geschlossenen Eindrucks ohne Pause ab.
Landsmann Maurer, Frankfurt a. M·, der bekannte Pianist,
spielte am Zlügel mit hervorragendem Können die D-Moll-sa-ntasie
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schiene-ten darunter die Vertreter der Darmstädter Tageszeituugen,
sprach dann in großen Zügen über die Bedeutung der Ostfra-gen, über
Wesen und Ziele des Ostbundes und forderte mit warmen Worten zur

Mitarbeit auf. Zrau Elfa Moll sang mit fülligem Soprau, tief
beseelt,die »Mahnung« von Hermanii und das durch Hildach vertoiite
Lied von Earl Busse »Ja meiner Heimat wird es jetzt Zkühcillg«sHekk
Maurer ließ am Zlügel Griegs »Hochzeitstag auf Troldhaugen« zu
einem Erlebnis werden und spannte so zugleich den großen Vogt-M Vil-
deutscher »Kunstvvin österreicher Mozart bis zum Rordläuder Grieg.
Franz Ludtkes »Zahrtausendlied«, tief empfunden und das
Auditorium in den Bann ziehend, von Waiter Lehmann vor-

getragen, leitete zum Vortrag von Herrn Dr. Lüdt k e über: »Die
Ostfrage — die Schicksals- und Zukunftsfrage
ganz Deutschlands«. In etwa eisnstündigenAusführungen an-

schaulich gestaltet, mit wenigen, aber erschütterndenDaten belegt, führte
der Vortragende die immer gespaiinter lauschenden Zuhörer durch die
uralte, le-idvolle, aber immer wieder sieghafte Geschichte des urgerma-
nischen Ostens bis auf den heutigen Tag. Die Schicksalsgemsivschafk
der deutschen Ost-s und Westinark, das Gemeinsame deutschen Btntes,
deutschen Leibes, deutscher Liebe trat den in fast atemloser-Ergriffen-
heit folgenden Tei·lnehmern, insbesondere den Westmärkern, immer

greifbarer vor das geistige Auge. Wie ein heiliger Schwur dröhnte
dann das gemeinsam mit iniierster tiberzeugung gesungene ,.Deutschland,
Deutschland über alles« durch den Saal. Im Anschluß versammelte sich
ein kleinerer Kreis zu zwanglosem Beisammensein im Odenwaldziimner
der ,«.Krone«.-Der Landesverbandsvorsitzende, Herr John, Hanau,
überreichte hier dem Ortsgruppenvorsitzenden, Georg M o l l, und dem

Schriftführer, Otto Lehmann, die TreunadeL Au den folgenden
Tagen zeigten zahlreiche Äußerungen von Landsleuten, die uns bisher
noch fernstanden, sowie von Richtostinärkern, welch tiefe, nach -

haltige Wirkung unser Abend in seinem geschlossenen Aufbau
ausgeübt hatte. Run geht es an dsie organisatorische Austvertung, der

weitere Veranstaltungen aufklärendsen und werdenden Charakters
folgen sollen.

s Mitteilungen aus der ostdeutschen Heimat.
)

Persönliches.

von Mozart Schriftführer Otto Lehmann begrüßte die Er-

Domherr Josef Klinke f.
Die deutsche Minderheit in Polen hat einen sehr schiveren Ver-

lust erlitten: am 23. dieses Monats, abends s Uhr, ist im Alter von

62 Jahren der frühere deutsche Seiniabgeordnete Domherr Josef
Klinke in Posen gestorben Der Verstorbene, ein Sohn des Posener
Landes, hat seine Heimat. leidenschaftlich geliebt und ist für das

Deutschtum seiner Heimat allezeit mutig und tatkräftig eingetreten
Schon vor dem politischen Unifturz hat er die Rechte der deutschen
Katholiken im Posener Land als Pfarrer und als Mitglied des Dom-

kapitels immer eifrig wahrgenommen, wobei er aber stets in der

Achtung der Rechte und Anschauungen der Angehörigen anderer Be-

kenntnisse gerader vorbildlich war, so daß er sich nicht nur in den

Kreisen der deutschen Katholiken großer Anhänglichkeit, Liebe und

Verehrung, sondern auch in allen andern Kreisen des Deutschtums
größter Wertschätzung erfreute.
Während des ganzen Weltkrieges weilte-er an der Zront als seid-

geistlicher der 49.Reserve-Division, mit der er das furchtbare Erlebnis

des Krieges in guten und bösen Tagen erst zwei Jahre lang in Russ-
land und dann im Westen teilte, echt kameradsrhaftlich und wahrhaft
brüderlich zusammenwirkend mit seinem evangelischen Amtsbruder. dem

jetzt in Berlin als Pfarrer der Heerstraßeii-Kirchengemeindetätigen
Pfarrer Ernst Giirtler aus Posen, der oft genug auch öffentlich
zum Ausdruck gebracht hat, wie sehr er in dieser schweren Zeit Herrn
Doinherrn Klinke schätzengelernt und in einem wie guten Verhältnis
er zu ihm gestanden hat. Mut, Tapferkeit und Treue, jene Eigen-

Lchaftendie ihn in die vorderste Reihe der Zührer und Kämpfer der

eutschen Minderheit im abgetretenen Ostgebiet gebracht haben, hat
Domherr Klinke auch im selde betätigt. Die Verleihung des

Eisernen Kreuzes II. und J. Klasse brachte das auch äußerlich zum Aus-

druck und bildete eine wohlverdiente Anerkennung seines Verhaltens
im Dienste für Heer und Heimat. Seine frische Mäiinlichkeit, sein un-

verzagter Mut, sein goldener Humor, der nicht unterzukriegen war,

machten ihn zum seldgesistlichen ganz besonders geeignet, so daß die

Soldaten mit besonderer Liebe an ihm hingen. Es war ein glückliches
Zusammentreffen daß Herr Pastor Giirtler, wenn auch in vielem ganz

anders geartet, doch in wesentlichen Eigenschaften mit ihm überein-
ftnmnte, so daß die Mannschaften der 49. Reserve-Division es als ein

Glückansahen, zwei Geistliche mit an der Zront zn haben, die Gott

eigens als Zeldgeistliche geschaffen zu haben schien. .

Als beide nach Posen zurückkehrteu, trennten sich ihre Wege nur

sehr kurze Zeit, denn bald wurden beide von den Polen iute r n i ert

nnd nach Szczu pioruv gebracht. Auch dort genossen sie bald die

allgemeineVerehrung und vermochten es durch ihr Gottvertrauen,
ihren frischen Mut, ihre nicht unterznkriegende Tatkraft und ihren
Humor-, sehr bald die trübe Stimmung der internierten Deutschen, die
von den Polen in vielfach geradezu unerhörter «Weise behandelt
wurden, zu heben,ihren Mut neu zu beleben und die Herzen mit Zu-
versicht zu erfüllen Auch alle Szczupiornoten werden darum mit tiefer
Trauer von der Nachricht-Kenntnis nehmen. daß Dornherr Klinke, der

kapfere Streiter, nunmehr dem Tod hat erliegen müssen
'

Die schlimmen Erfahrungen, die der in Szczgporno init den Polen
gemacht hatte, hielten ihn nicht ab, nach seiner Rückkehr nach Posen
sich in das politische Leben zu stürzen und sich fiir das Deutschtuni im

abgetretenen Gebiet ohne Unterschied des Bekenntnisses mannhaft ein-

zusetzen Er wurde infolgedessen sehr bald durch das allgemeine Ver-

trauen der Deutschen in den poln ischen Sesm gewählt mid

war lange Zeit ein sehr eifriges und besonders geschätztes Mitglied
der deutschen Sejmfraktion Als Eser Kattowitzer Bischof Hlond Erz-
bischof in Posen geworden war, verbot er ihm 1927, bei den bevor-

stehenden Renwahlen eine Kandidatur für den Sejm wieder anzu-

nehmen Es ist bezeichnend für seine ganze Art. daß Dornherr Klinke
sich kurzerhand auf die Bahn setzte, nach Rom fuhr und sich gegen
diese Vergewaltigung durch seinen geistlichen Vorgesetzten mit aller

Entschiedenheit zur Wehr setzte. Er vermochte zwar nicht zu erreichen,
daß der erzbischöflicheErlaß gegen ihn zurückgezogenwurde, aber der

Vatikan erkannte an, daß der Posener Erzbischof Dr. Hlond, wenn er

das Verbot gegen Herrn Klinke aufrechterhalte, es a nf alle

Geistlichen ausdehnen müsse· So erreichte Doinherr Klinke,
daß auch die vielen polnischen Geistlichen aus seiner Diözese, die
dem Sejcn angehört hatten, nicht ivieder gewählt werden konnten

Vergnugt ist der polnische Erzbischof über diesen Erfolg seines
Vorgehens gegen seinen Domherrn Klinke sicher nicht gewesenl

Nachdem ihm so die politische Tätigkeit in der Offentlichkeit un-

möglich gemacht worden war, widmete Domherc Klinke sich mehr noch
als bisher karativen Bestrebungen Er gehörte einem Ausschuß der

Deutschen an, der mit allen Kräften bestrebt war und ist, Mittel für
die von den polnischen Behörden wenig oder gar nicht berücksichtigten
bedürftigen Deutschen in Polen ohne Unterschied des Bekenntnisses
aufzubringen insbesondere auch für die Alten und Kranken, und der
über die Verwendung dieser Mittel Beschluß faßte. Dabei zeigte sich
die edle Me—nschslichkeiterneut im hellsten Licht. Sein Drang, zn helfen,
ivar grenzenlos. Alle deutschen Brüder und Schwestern, sie mochten-
eiiier kirchlichen Gemeinschaft angehören, welcher sie wollten, standen
seinem Herzen gleich nahe. Er opferte sich buchstäblichauf im Dienst
seiner Volksgenosseii, und die Liebe zu ihm war um so größer, als er

dasjenige, was er gab, auch in Zeiten schwerster Trübsal lachenden
Herzens und leuchtenden Auges gab. Güte, soziales Verständnis und

Mitgefiihl waren der Grundziig seines Wesens. Aber trotz seiner
Güte und Versöhnlichkeit war er ein Kämpfer für sein Volkstum von

seltener Art. Richt herausfordernd, aber unnachgiebig, nicht ver-

letzend, aber .das Recht des Deutschtums mit Schärfe und ohne
Schonung vertretend, nicht an sich, sondern immer an andere denkend,
so setzte er seine Kräfte und sein Leben ein für seine Brüder.

Schonung fiir sich selbst kannte er nicht. Die Folge war, daß er sich
ein schweres Rierenleiden zuzog, das seine Gesundheit völlig untergrub.
Der Tod ivar für ihn ein Erlöser von lange Zeit mit größter Geduld

ertrageiiem schweren Leiden
«

Seins Ableben reißt in die Reihe der Deutschtumsfiihrer in Polen
eine Lücke, die kaum wieder auszufüllen ist. Durch seine Stellung und

sein Wesen verstand er es in feltenem Maße, Gegensätze auszugleichen
oder zu iiblerbrücken Sein kluger Rat wurde immer gern gehört und

befolgt. Sein frisches, beherztes Wesen richtete andere gerade is


